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Handel mit Oſtmitteleuropa 


Durch die Wieder vereinigung Deutſchöſterreichs mit dem Deut— 
ſchen Reich hat ſich die geſamtdeutſche handelspolitiſche Situation gegenüber den oſt⸗ 
mitteleuropäiſchen Staaten gefeſtigt. Wenn ſich auch im Gefolge des ſtaatlichen Zu⸗ 
ſammenſchluſſes in den Wirkſchaftsbeziehungen des Deutſchen Reiches (alten Umfangs) 
und Oeſterreichs mit den einzelnen Ländern Oſtmitteleuropas gewiſſe Verſchiebungen ein⸗ 
ſtellen werden (etwa in der Kohlenverſorgung Oeſterreichs oder in der Holzeinfuhr des 
Reiches alten Umfangs), ſo erſcheint es doch angebracht, an Hand der Außenhandels⸗ 
ſtatiſtik der letzten Jahre die durch den Zuſammenſchluß geſchaffene neue Lage zu prüfen. 
Die Tabellen (ſiehe Seite 194) geben die Werte der reichsdeutſchen und der öſterreichiſchen 
Ein: und Ausfuhr der Jahre 1935 bis 1937 für die einzelnen Länder Dftmittel: 
europas wieder. 

Aus dieſen beiden Uleberſichten geht folgendes hervor: Sowohl der reichsdeutſche wie 
der öſterreichiſche Außenhandel mit den oſtmitteleuropäiſchen Ländern iſt während der drei 
letzten Jahre geſtiegen, und zwar der reichsdeutſche um 66 v. H. und der öſterreichiſche um 
18 v. H. Im Rahmen des reichsdeutſchen Geſamtaußenhandels 
hat Oſtmitteleuropa im Laufe der letzten Jahre an Bedeutung 
gewonnen; der oſtmitteleuropäiſche Anteil an der reichsdeutſchen Einfuhr iſt von 
12,7 v. H. auf 16,1 v. H. und an der reichsdeutſchen Ausfuhr von 14,5 v. H. auf 
17,4 v. H. angewachſen. Dagegen hat Oſtmitteleuropa für den öſter⸗ 
reichiſchen Außenhandel in der gleichen Zeit relativ an Bedeu: 
tung verloren; fein Anteil an der öſterreichiſchen Einfuhr ift von 36,5 v. H. auf 
34,9 v. H., an der öſterreichiſchen Ausfuhr von 44,1 v. H. auf 40,7 v. H. zurückgegangen. 

Die wirtſchaftliche Verflechtung Oeſterreichs mit Oſtmittel— 
europa ift erheblich ſtärker als diejenige des Reiches (alten 
Umfangs). Während Dftmitteleuropa im Jahre 1937 am öſterreichiſchen Geſamt⸗ 
handel mit 38 v. H. beteiligt geweſen iſt, hat ſein Anteil am reichsdeutſchen Außenhandel 
nur 17 v. H. betragen. Außer Polen ſpielen die nor d oſteuropäiſchen Staaten für den 
öſterreichiſchen Außenhandel ſo gut wie gar keine Rolle; deſſen Schwergewicht iſt eindeutig 
auf die f ü d oſteuropäiſchen Staaten gerichtet. Deſterreichs Handel mit Dft- 
mitteleuropa hat fih im Jahre 1937 zu 13 v. H. auf die nord- und zu 87 v. H. 
auf die ſüdöſtlichen Staaten verteilt. Auch im reichsdeutſchen Außenhandel 
ſtehen die ſüdoſteuropäiſchen Staaten den nordöſtlichen an Bedeutung voran. Doch hat 
der Anteil der nordöſtlichen Staatengruppen am reichsdeutſchen 
Handel mit Oſtmitteleuropa immerhin etwa 25 v. H. ausgemacht. 

Unter den oſtmitteleuropäiſchen Ländern iſt im Jahre 1937 als Außenhandels⸗ 
partner des Reiches Rumänien vor die Tſchecho-Slowakei an die erſte Stelle 
gerückt. Die folgenden Plätze haben Südſlawien, Ungarn und Griechenland beſetzt. 
Bulgarien und Finnland ſind am reichsdeutſchen Außenhandel mit etwa denſelben Werten 
wie Polen beteiligt geweſen. Im weiten Abſtand ſind dann Lettland und Eſtland und 
ſchließlich Danzig und Litauen gefolgt. Die geringe Beteiligung Polens 
und Litauens am deutſchen Oſthandel fällt in die Augen. Im 
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: í und Südoſteuropas 
A Reiches (alten Umfangs) mit den Staaten Oft- un 
ußenhandel des Deutſchen ü pa ar E En) 


| | Ausfuhr | Einfuhr | 
nder. 222; a - 2 


1936 1937 | 1935 1936 1937 


innland 
ſtland 
Lettland. 
Litauen 
Memelland . 
olen 
anzig 
pA echo Slowaiei 
ulgarien 
Griechenland 
üdſlawien 
Rumänien 
Ungarn 


Oſtmitteleuropa a e ci 
Gefamthandel . . . . . 


Anteil des Handels mit 
Oſtmitteleuropa am Ge⸗ 
famthandel . rer 


12,7% 16,1% | 14,5% 


Außenhandel Oeſterreichs mit den Staaten Ofte und Südoſteuropas 
i (Reiner Warenverkehr in Mill. S.) 


Ausfuhr 
Länder 1985 | 1936 

r =, 3,8 

Finnland r 

Eſtland — In 

Seitan 3 ja 19 

itauen . m 5 

Polen | 35,4 103 

Danzig N 

Ti echo⸗ Slowakei 63,6 1105 

Bulgarien 11,6 1 13 

Griechenland 9,7 Hr 

Südſlawien 54,2 

Rumänien . 55,8 . 

Ungarn 96,3 7 

i 327,1 424,1 532, 592,3 
el ses | sia 120 [108 12% 14275 
——— 3 — a en 
i In Handels 955 | 
tmitteleuropa am Ge- 
ſamthandel p Er 34,0% 41% 


lei I t von den oſtmitteleuropäiſchen Ländern als Handelspartner 
Heeren 5 ie eho Slowakei, dicht gefolgt von Ungarn, den erſten Platz 
innegehabt. Auf den nächſten Plätzen haben Südflawien, Rumänien und Polen geſtanden. 
In weitem Abſtand ſind Griechenland und Bulgarien, dann Finnland, die baltiſchen 
Staaten und Danzig gefolgt. en EEE 
befond: Int ift die nachſtehende Uleberſicht, die ein ild von der Be⸗ 
5 1 5 die das. 0 Reich für den Außenhandel der oſtmitteleuropäiſchen 
Länder beſitzt. Die Tabelle verzeichnet die Anteile des Deutſchen Reiches und 5 
an der Ein: und Ausfuhr dieſer Länder während der drei letzten Jahre (nach der Handels- 
ſtatiſtik der betreffenden Länder). 
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Deutſchlands Oeſterreichs 
Anteil a. d. Ausfuhr d. betreff. Landes 


Deutſchlands Oeſterreichs 


Lander Anteil a. d. Einfuhr d. betreff. Landes 


1935 | 1936 | 1937 | 1985 | 1936 1937 | 1935 | 1936 | 1937 | 1935 | 1986 1937 


innlanndd a‘ 9,5 10,0 13,1 


9,1 0,2 — 20,3 18,9 19,5 0,9 08 — 
illant e a a a e 244 | 22,5 | 305 | 0,1 0,1 — 263 298| 2651| 0,5 04 — 
Lettland P E ra EE 33,3 | 30,8 | 35,3 0,3 0,4 | 0,2 | 36,8 | 38,4 | 27,0 0,5 0,5 0,4 
Litauen „ re 3,6 | 10,8 | 16,5 0,8 09| 11 | 114 92 | 21,8 16 1,6 0,8 
Folen-Dansig 1 A Sy Sag Pie 15,1 14,2 | 14,0 6,4 5,7 49 | 144 | 142 | 14,5 4,8 4,5 4,6 
fi echo⸗Slowakei 44 14,9 14.5 | 13,7 9,5 8,9 73 | 173 | 17,5 15,5 4,6 4,4 4,2 
Pul garien . e 220. 48,0 47,6 | 43,1 4,6 3,0 | 40 | 53,5 | 61,0 | 54,8 6,4 5,7 3,4 
Griechenland 296 | 364 30,5) 1,4 2,3 1,7] 187 22,5 27,19% 2,0 2,1 2,5 
Südſla wien 18,7 23, | 21,7 | 143 | 146 | 13,5 | 16,2 | 26,7 32,4 11,9 | 10,3 10.3 
Rumänien 16,7 | 20,7 20,0) 12,6 8,6 6,9) 23,8 | 39,0 28,70 10,8 14,8 9, 
Ungarn . 22 2 220. 23,9 23,1 | 241 | 19,1 | 172 | 16,9 | 22,7 | 25,8 | 26,2 | 18,8 | 16,6 | 18,0 


1) Borläufig. 


Zieht man für das Jahr 1937 die reichsdeutſchen und öſterreichiſchen Anteile an der 
Ein: und Ausfuhr der oſtmitteleuropäiſchen Länder zuſammen, fo erhält man (unter 
Außerachtlaſſung der zu erwartenden Verſchiebungen) ein ungefähres Bild von 
der handelspolitiſchen Stellung des durch den Anſchluß Oeſter⸗ 
reichs vergrößerten Reiches gegenüber dieſen Ländern. Es hat der 
geſamtdeutſche Anteil an der Ein- und Ausfuhr im Jahre 1937 betragen in v. H.: 


Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr Einfuhr 
Finnland ie 13,1 19,5 Bulgarien. 471 58,2 
Eſtland . 30,5 26,1 Griechenland. . . 32,2 29,6 
Lettland 35,5 27,4 Südſlawien . . 35,2 42,7 
Litauen . 17,6 22,6 Rumänien . . 26,9 38,0 
Polen⸗Danzig 18,9 19,1 Ungarn 41,0 44,2 
Tſchecho⸗Slowakei . 21,0 19,7 


Demnach ift der deutſche Anteil am Außenhandel der ſüdoſteuropäiſchen Länder 
am höchſten. Er ſteigt über 40 v. H. in Südſlawien, Ungarn und Bulgarien und beträgt 
mehr als 30 v. H. in Griechenland und Rumänien. Das Deutſche Reich ſteht im Außen⸗ 
handel dieſer Länder an erſter Stelle. Auch in Eſtland und Lettland ſteigt der 
deutſche Anteil auf etwa 30 v. H. Um 20 v. H. bewegt er ſich in der Tſchecho⸗ 
Slowakei und in Litauen. Unter dieſem Satz bleibt er lediglich in Finnland 
und Polen-Danzig. 


Entwicklung des Wilnakonfliktes bis 1923 


Wo immer vom Ausgang des 19. Jahrhunderts an von der zahlenmäßig geringen 
nationallitauiſch eingeſtellten Intelligenz der Gedanke einer politiſchen Wiederauferſtehung 
Litauens in irgendeiner Form gedacht wurde, da galt es als ganz ſelbſtverſtändlich, daß 
Wilna deſſen Hauptſtadt fein werde. So war es z. B. im Jahre 1905, als ſich in 
Wilna etwa 2 000 Litauer zu einem „Landtag“ vereinigten, der im Rahmen des Zaren⸗ 
reiches die Bildung eines autonomen Teilſtaates verlangte, welchem alle ethnographiſch 
litauiſchen Gebiete zugeteilt werden ſollten, „einſchließlich jener Nachbargebiete, die aus 
wirtſchaftlichen, nationalen und ſonſtigen Gründen nach dieſem gravitieren und deren 
Bewohner ſich durch Volksabſtimmung für den Anſchluß ausſprechen würden“. Auch als 
mit dem Ausbruch des Weltkrieges der litauiſche Selbſtändigkeitsgedanke 
neuen Auftrieb erhielt, blieb der Anſpruch auf Wilna beſtehen, ſo als ein Kongreß 
der Amerikalitauer, der im Oktober 1914 in Chikago tagte, einen eigenen Staat 
verlangte, der unabhängig von Polen ſein und neben einigen anderen Gebieten in der 
Hauptſache die „litauiſchen Gouvernements“ umfaſſen ſollte, d. h. die Gouvernements 
Kowno, Grodno und Wilna. Greifbarere Formen aber konnten all' dieſe Hoffnungen 
und Beſtrebungen der litauiſchen Inlands⸗ und Auslands revolutionäre erft nach der 
Beſetzung der weſtruſſiſchen Gebiete durch die Truppen der Mittelmächte und nach dem 
Sturze des Zaren annehmen, deffen Perſon den Gedanken der territorialen Unverletzlich⸗ 
keit Rußlands ſymboliſierte. Erſt jetzt war der Weg zu einer eigenen litauiſchen 
Staatlichkeit frei. 
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Im September 1917 wurde in Wilna die „Taryba“, ein Nationalrat, gewählt, der 
einige Monate ſpäter, am 16. Februar 1918, die [Inabhängigkeit Litauens 
proklamierte, die am 23. März 1918 vom Deutſchen Reiche anerkannt wurde. Von den 
deutſchen Beſatzungsbehörden wurde Wilna als zu dem künftigen litauiſchen Staate 
gehörig betrachtet. Im Rahmen der vom Deutſchen Reiche geplanten Staaten, die im 
Friedensvertrag von Breft:Litomff ihren Niederſchlag fanden, war für 
ein polniſches Wilna kein Platz. Das Bild veränderte ſich, als mit dem Ausbruch der 
Revolution in der Heimat der Zuſammenbruch der deutſchen militä⸗ 
riſchen Machtſtellung im Oſten einſetzte. Wie die Polen, fo verſuchten 
etzt auch die Litauer das Geſetz des Handelns an fih zu reißen. Handelte es fih aber 
für die Polen darum, ihre territorialen Forderungen, denen die deutſche Politik bis dahin 
Einhalt geboten hatte, in die Tat umzuſetzen, ſo ſahen ſich die Litauer vor die Aufgabe 
geſtellt, das, was ſie mit deutſcher Hilfe erlangt hatten, gegen die konkurrierenden 
Anſprüche fremder Nachbarn zu halten. Am 14. November 1918 wurde in Wilna 
die erſte litauiſche Regierung gebildet. Sie konnte ſich noch ſür einige 
Zeit des Schutzes der deutſchen Truppen erfreuen. Aber der deutſche Befehlshaber in 
Wilna, General von Falkenhayn, erklärte, daß ohne die Bereitſtellung neuer kampf⸗ 
kräftiger Truppen, die Stadt „trotz der militäriſchen, wirtſchaftlichen und politiſchen 
Folgen der damit eingeleiteten Preisgabe litauiſchen Gebietes“ Anfang Januar vor den 
nachdrängenden bolſchewiſtiſchen Truppen geräumt werden müſſe. Am 4. Januar 
1919 wurde Wilna planmäßig von den deutſchen Truppen 
geräumt. In dem Wettlauf, der nun einſetzte, blieben die Bolſchewiſten die 
Sieger. Sie beſetzten am 5. Januar 4919 die von politiſcher und nationaler Unruhe 
gärende Stadt. Die lit auiſche Regierung war bereits vorher nach Kauen 
geflüchtet. 

Wilna blieb nur kurze Zeit in bolſchewiſtiſcher Hand. Die Kräfte der Roten Armee 
wurden durch das deutſche Unternehmen im Baltikum in Anſpruch genommen. Die damit 
verbundene Schwächung der bolſchewiſtiſchen Poſition in Wilna ſuchten ſowohl die Polen 
wie die Litauer dazu zu benutzen, um die ſtrittige Stadt in die Hand zu bekommen. 
Während aber die Anfang April 1919 einſetzenden Vorſtöße der Litauer 
in Richtung auf Wilna bald ſtecken blieben, hatten die Polen Erfolg; am 
23. April konnten fie in Wilna eindringen und die Stadt gegen wiederholte 
bolſchewiſtiſche Gegenangriffe behaupten. Ulm dieſelbe Zeit wurde Grodno von den 
deutſchen Beſatzungstruppen im Zuge ihres planmäßigen Abmarſches den Polen 
übergeben. Die litauiſchen Verſuche, Polen zur Bildung einer gemeinſamen Kampf⸗ 
front gegen die Sowjetunion zu bewegen, wobei man Wilna dem litauiſchen Front⸗ 
abſchnitt zugeteilt wiſſen wollte, verliefen im Sande. Am 48. Juni 1919 legte der 
Chef der franzöſiſchen Militärmiſſion in Kauen, Oberſt Reboul, eine Demar- 
kationslinie feft, die dazu beſtimmt war, die Operationsbereiche der polniſchen und _ 
litauiſchen Truppen von einander zu trennen. Die Linie verlief von Auguſtowo anı 
Auguſtower Kanal entlang nach Rotnica (ſüdlich von Druskieniki) und Drany (an der 
Bahn Grodno⸗Dünaburg), von da an 5 Kilometer weſtlich dieſer Bahnlinie entlang, 
wobei die Benutzung der Bahn und die Stadt Wilna den Polen zugeſprochen wurde. 
Die Linie näherte ſich, außer im Gebiet von Suwalki, im allgemeinen der ſpäteren 
litauiſch⸗polniſchen Grenze. Am 26. Juli 1919 wurde das Gebiet ſüdlich 
von Auguſtowo, ſoweit es noch von deutſchen Truppen beſetzt war, ordnungsgemäß 
in polniſchen Befig übergeleitet. Inzwiſchen dehnten die Polen ihre Front 
gegen die Bolſchewiſten bis zur D ú na aus und reichten bei Dünaburg den lettländiſchen 
Truppen, unter denen ſich auch die Baltiſche Landeswehr befand, die Hand. 


In Paris konnte man in der Frage der Oſtgrenze Polens zu keiner Einigung 
kommen. Frankreich war wohl bereit, Polens Wünſche nach Möglichkeit zu erfüllen, 
glaubte damals aber noch, auf die Empfindlichkeit der „Weißruſſen“ Rückſicht nehmen 
zu müſſen. Da die anderen Großmächte für die polniſchen Expanſionsbeſtrebungen wenig 
Verſtändnis aufbrachten, kam man ſchließlich dahin überein, die ethnographiſche 
Grenze zur Oſtgrenze Polens zu machen. Demgemäß ſetzte der Ober fte 
Rat am 8. Dezember 1919 als die Oſtgrenze Polens die ſpäter unter dem Namen 
„Curzon⸗-Linie“ bekannt gewordene Linie feft: Die Grenze ſollte fih mit der bis- 
herigen kongreßpolniſchen Oſtgrenze decken; jedoch ſollten die nördlichen Teile des 
Gouvernements Suwalki (etwa in Uebereinſtimmung mit der Demarkationslinie vom 
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18. Juni 1919) an Litauen fallen, während drei Kreiſe des Gouvernements Bialyſtok 
Polen zugeteilt werden ſollten. Die Polen lehnten dieſe Grenzziehung mit aller Ents 
ſchiedenheit ab. Sie waren entſchloſſen, die Weſtmächte vor eine 
vollendete Tatſache zu ftellen. 

So begann das Jahr 1920 mit dem Aufmarſch der polniſchen und bolſchewiſtiſchen 
Kräfte. Dem polniſchen Vorſtoß nach Kiew, das am 8. Mai 1920 beſetzt wurde, folgte 
der bolſchewiſtiſche Gegenſtoß, der, am 19. Mai beginnend, die pol ⸗ 
niſche Nordoſtfront mit ungeheurer Schwungkraft überrannte. 
Angeſichts des drohenden Zuſammenbruches zeigte ſich Polen zu einem Nachgeben 
gegenüber Litauen bereit; es erkannte am 4. Juli 92 0dieſtaatliche Selb⸗ 
ſtändigkeit Litauens an. Litauen ſeinerſeits verſuchte, in der Wilnafrage mit den 
Bolſchewiſten auf Koſten Polens zu einer Einigung zu gelangen. Am 12. Juli 1920 
ſchloß Litauen in Moskau ſeinen Frieden mit der Sowjetunion. Zwei Tage 
darauf mußten die polniſchen Truppen Wilna verlaſſen und die Stadt 
wurde zum zweiten Male für kurze Zeit von den Bolſchewiſten beſetzt. Die Litauer 
rückten langſam in die von ihnen geforderten und ihnen von der Sowjetunion zuer kannten 
Gebiete von Wilna, Grodno und Suwalki ein. Da brach der Vormarſch der Roten 
Armee vor Warſchau zuſammen. Bei der Verfolgung der zurückflutenden bolſchewiſtiſchen 
Truppen ſtießen die nachdrängenden Polen bei Suwalki mit litauiſchen Truppen zu⸗ 
fammen. Wieder ſchalteten fih jetzt zur Vermeidung weiterer Zuſammenſtöße die Weft- 
mächte ein. Am 7. Oktober 1920 kam unter ihrer Kontrolle in Suwalki ein 
Abkommen zuftande, durch das eine Demarkationslinie zwiſchen den feindlichen 
Parteien feſtgelegt wurde, die Wilna den Litauern ließ. Zwei Tage ſpäter aber 
vertrieben polniſche Truppen unter Führung des Generals Zeligowſki die 
ſchwachen litauiſchen Formationen aus Wilna. Nachdem Polen am 


Nach dem Einfall litauiſcher Truppen ins Memelgebiet, der im Schatten eines größeren 
Ereigniſſes, des franzöſiſch⸗belgiſchen Einbruches ins Ruhrgebiet erfolgte, entfandte die Bote 
e 


chafter konferenz eine Sonderfommiffion ins Memelgebiet, um durch 


dieje die dortigen Verhältniſſe prüfen zu lafen, Die Kommiſſion, die aus dem Franzoſen 
Clinchant, dem Italiener Aloiſi und dem Engländer Fry beſtand, legte am 6. März 1923 
der Botſchafterkonferenz einen Bericht vor, dem die nachſtehenden Sätze entſtammen: 

„Um die Gefühle und Beſtrebungen der memelländiſchen Bevölkerung beffer zu verftehen, ift es 
nötig, einen kurzen Ileberblick über die Geſchichte des Memelgebietes zu geben. Memel, die 
älteſte deutſche Stadt in Oſtpreußen, hat niemals zu Litauen gehört. 
Im 13. Jahrhundert trafen Ritter vom Schwertbrüderorden, einem Zweig des Deutſchen Ordens, 
aus Riga kommend, auf der Stelle ein, wo heute Memel ſteht, bildeten dort eine Kolonie und 
und bauten eine Burg.. In der Stadt wohnen faſt nur Deutſche. Anders 
kann es ja auch nicht fein, da die deutſche Grenze ſeit 500 Jahren unverändert geblieben iſt.“ 

„Die Oſtgrenze des Memelgebietes, die frühere ruſſiſch⸗deutſche Grenze, ſtellt 
eine wirkliche Scheidung ohne Uebergang zwiſchen zwei verſchiedenen 
Ziviliſationen dar. Mindeſtens ein Jahrhundert trennt fie von einander. s ift eine 
richtige Grenze zwiſchen Weſt und Oſt, zwiſchen Europa und Aſien.“ 

„Hier, (d. h. im Memelgebiet) iſt die Bildung ſo weit fortgeſchritten, daß nicht einmal unter 
den Dorfbewohnern, von denen eine große Anzahl litauiſch und deutſch zugleich ſpricht, Analphabeten 
zu finden ſind. Eine große Anzahl gut erhaltener Tege verbindet die Dörfer unter einander. Das 
Land wird nach den neueſten Methoden bearbeitet. Der Kleinbeſitz entfaltet ſich ebenſo wie der 
Großbeſitz.“ 

„Dort dagegen find die Dorfbewohner verelendet: nur die im ruffiichen Heer gedienten 
Männer haben ein wenig rudimentäre Bildung genoſſen. Wege ſind wenig oder 
überhaupt nicht vorhanden. Der Bauer, der das Land nicht zu fäubern und zu düngen 
verſteht, läßt es zwei Jahre brach liegen, bis er es neu beſtellt. Die Holzbude, in der er wohnt, 
ift klein und ſchmutzig. .. Es können auch noch andere Unterſchiede angeführt werden. 
Die Bewohner Großlitauens ſind Katholiken, dagegen ſind die Bewohner des Memelgebietes 
Proteſtanten. Die litauiſche Sprache hat ſich nicht in der gleichen Weiſe diesſeits und 
jenſeits der Grenze entwickelt.“ 

„Ein großer Teil der Litauer memelländiſchen Stammes fürchtet ſich vor einem Anſchluß an 
Litauen ohne genügende autonome Garantien. Während ſich ſämtliche Führer 
der Deutſchen, mit denen die Kommiſſion zuſammentraf, für einen 
Volksentſcheid .. . ausſprachen, zeigte kein Taryba⸗Litauer den Wunſch 
nach einem Plebiszit. Dieſe Tatſache zeigt deutlicher als alle Statiſtiken, daß die Mehr: 
heit der Bevölkerung nicht litauiſch iſt.“ 
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12. Oktober 1920 zu einem Vorfriedensſchluß mit der Sowjetunion gelangt war, 
war ſeine Poſition in der Wilnafrage wieder gefeſtigt. Es machte daher auch auf die 
polniſche Regierung wenig Eindruck, als der Völkerbundsrat am 14. Oktober 1920 
von ihr die Wiedergutmachung des von ihr begangenen Rechtsbruches und die Zurück⸗ 
dien run der polniſchen Truppen aus Wilna verlangte. Die polniſche 

egierung erklärte, den General Zeligowſki, der ein Meuterer ſei, nicht zur Verant⸗ 
wortung ziehen zu können. Zu gleicher Zeit ſchickte ſie weitere Truppen in das 
okkupierte Gebiet. 

Polen hatte die vollendete Tatſache, deren es zur Feſtigung ſeiner Stellung im Oſten 
bedurfte, geſchaffen. Am 18. März 1921 wurde in Siga der Frieden mit der 
Sowjetunion unterzeichnet. Darin trat die Sowjetunion an Polen zwar einen 
ſchmalen, bis zur Düna reichenden Korridor ab, der die unmittelbare Verbindung mit 
Lettland herſtellte, ſie lehnte es aber ab, Polen das Wilnagebiet zu⸗ 
zuerkennen, deſſen rechtmäßigen Beſitzer ſie nach wie vor in Litauen ſah. Dieſelbe 
Auffaſſung herrſchte auch bei den Weſtmächten vor. Auf Vorſchlag des Völkerbundes 
fanden im April 1921 in Brüſſel Verhandlungen zwiſchen Polen 
und Litauen ſtatt, die aber zu keiner Einigung führten; daraufhin wurde ein neutraler 
Experte, der Belgier Hymans, mit der Ausarbeitung eines Einigungsvor⸗ 
ſchlags beauftragt. Dieſem Vorſchlag gemäß ſollte die litauiſch⸗polniſche Grenze ſich 
im Bereich des ehemaligen Gouvernements Suwalki mit der „Curzon⸗Linie“ decken, und 
dann öſtlich nach Druskieniki, von dort aus ſüdlich über Stara Ruda und Jeziory nach 
Wola an der Memel, weiter an der Memel aufwärts bis zur Einmündung der Berefina 
und von dort in öſtlicher Richtung bis zu der im Rigaer Friedensvertrag vom 18. März 
feſtgeſetzten ruſſiſchen Grenze verlaufen. Nach dem Hymansſchen Vorſchlag ſollte Litauen 
ein in die autonomen Kantone Kauen und Wilna zerfallender Bundesſtaat werden. Dar: 
über hinaus ſollte zwiſchen Litauen und Polen eine gewiſſe Zuſammenarbeit auf außen⸗ 
politiſchen, militäriſchen und wirtſchaftlichen Gebieten erfolgen. Obwohl dieſer Vorſchlag, 
der dem „Bundesſtaat Litauen“ große, einwandfrei nichtlikauiſche Gebiete zuwies und eine 
weitgehende Bindung an Polen vorſah, als eine erſte Etappe auf dem Wege zu der von 
der franzöſiſchen Politik erſtrebten Union Litauens mit Polen anmuten mußte, nahm die 
litauiſche Regierung dieſen Vorſchlag am 27. Mai 1924 als Grundlage für weitere 
Verhandlungen an. Polen aber ſuchte Zeit zu gewinnen. Es ging, nachdem der Völker⸗ 
bundsrat den Vorſchlag am 28 Juni 1921 einſtimmig geneh- 
migt hatte, zum Schein auf die von Genf gewünſchten neuen Verhandlungen mit Litauen 
ein, die am 158. Juli 1924 begannen und zu einigen Aenderungen an dem Hymansſchen 
Vorſchlage führten. 

Der Völkerbund glaubte ſich jetzt endlich am Ziel ſeiner Wünſche und ſchlug 
den Parteien im September 1921 die Annahme des veränderten Vorſchlages vor. Polen 
jedoch lehnte ab. Polen hatte inzwiſchen ſeine Stellung im Wilnagebiet gefeſtigt. 
General Zeligowſki hatte das von ihm okkupierte Gebiet unter der Bezeichnung 
„Mittellitauen“ als eigenen „Staat“ proklamiert. Am 17. November 
1921 beſchloß der Warſchauer Sejm die Durchführung von Wahlen im Wilna⸗ 

ebiet. Dieſe fanden am 8. Januar 1922 unter dem Druck der polniſchen 

kkupationsarmee ſtatt. Die aus Weißruſſen, Juden und Litauern beſtehende Mehrheit 
des Wilnagebietes boykottierte die Wahl, ſo daß deren Ergebnis keinesfalls als eine 
Bekundung des Willens der Bevölkerung dieſes Gebietes angeſehen werden konnte. 
Trotzdem beſchloß der auf dieſe Weiſe gewählte Wilnaer Sejm am 20. Februar 
1922 den Anſchluß des Wilnagebietes an Polen, und am 24. März 
1922 beſtätigte der Warſchauer Sejm dieſen Beſchluß. England, Frankreich und Italien 
beſchränkten ſich darauf, Polen vor einer „annexion pure et simple“ zu warnen. Dieſem 
Einſpruch der Weſtmächte trug die polniſche Regierung in der Weiſe Rechnung, daß ſie 
dem annektierten Gebiet eine gewiſſe Autonomie zu geben verſprach, ein Verſprechen, 
das ſpäter natürlich nicht eingelöſt wurde. Auf den litauiſchen Vorſchlag, den Wilna⸗ 
konflikt dem Schiedsgerichtshof im Haag zu überweiſen, ging Polen nicht ein. 
Am 13. April 1923 ergriff es offiziell vom Wilnagebiet Befig. 

Damit aber war der aktuelle Streit mit Litauen noch nicht beendet: Es gab noch 
keine feſtgezogene litauiſch-polniſche Grenze. Dieſem gefährlichen 
Zuſtand verſuchte die Botſchafter konferenz am 3. Februar 1928 dadurch 
ein Ende zu machen, daß fie zunächſt einmal eine neufrale Zone zwiſchen den beiden 
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Fronten feſtſetzte. Polen drängte auf eine endgültige Bereinigung des Wilnakonfliktes. 
Es berief fih dabei auf den Artikel 87 des Verſailler Diktates, dem: 
zufolge die in dieſem Diktat noch nicht gezogenen Grenzen durch die alliierten und 
aſſozüerten Mächte feſtgeſetzt werden ſollten. Die Situation war günſtig für Polen. 
Denn am 10. Januar 1923 waren litauiſche Truppen in das bis dahin unter franzöſiſcher 
Verwaltung ſtehende Memelgebiet eingefallen, und Litauen hatte dadurch die Pläne 
der franzöſiſchen Diplomatie durchkreuzt, die daran gedacht hatte, Litauen bei paſſender 
Gelegenheit durch die Auslieferung dieſes deutſchen Gebietes dem Gedanken einer Union 
mit Polen gefügig zu machen. Am 15. März 1923 kam es zu der Entſcheidung 
der Botſchafterkonferenz über die polniſchen Oſtgrenzen, durch 
die Polen von den Weſtmächten im Beſitze des Wilnagebietes anerkannt und die Mittel⸗ 
linie der am 3. Februar feſtgeſetzten neutralen Zone als Grenze zwiſchen Litauen und 
Polen vorgeſehen wurde. Die Grenzfeſtſetzung wurde „der Sorge der beiden intereſſierten 
Regierungen überlaſſen, die allen Spielraum haben, im gemeinſamen Einverſtändnis zu 
Einzelberichtigungen zu ſchreiten, die ſie an Ort und Stelle als unerläßlich erkennen.“ 

Litauen lehnte es ab, ſich durch dieſe Entſcheidung der Botſchafterkonferenz 
als gebunden zu betrachten. Es hielt ſeinen Anſpruch auf das Wilnagebiet 
weiterhin aufrecht, und zwar in den Grenzen, die im Moskauer Frieden 
vom 12. Juli 1920 vereinbart worden waren. Es betrachtete ſich als 
weiter mit Polen im Kriegszuſtande befindlich und erkannte die von der Botſchafter⸗ 
konferenz gezogene Linie nicht als rechtmäßig vereinbarte Grenze, ſondern lediglich als eine 


durch Gewalt und Rechtsbruch FF 
r. K. 


Tſchechen und fudetendeutfche Autonomie 


Die Tſchechen haben auf die Forderung des Sudetendeutſchtums 
nach völliger Selbſtver waltung ihres Heimatgebietes mit einem entſchiedenen 
„Niemals“ geantwortet. Aus den verſchiedenen Begründungen, die ſie für ihre Ablehnung 
anführen, kriſtalliſieren fih zwei Punkte heraus: 1. Die Forderung nach Selbſtverwaltung 
entſpränge „den faſchiſtiſchen Zeitſtrömungen“, die zu den demokratiſchen Prinzipien der 
Tſchecho⸗Slowakei im Gegenſatz ſtehen; 2. Die Siedlungsſtruktur der Deutſchen und 
Tſchechen böten keine Vorausſetzung für eine nationale Zweiteilung der Sudetenländer. 

Daß die tſchechiſchen Begründungen in keinem Punkte ſtichhaltig ſind, ſei in ſolgendem 
kurz bewieſen: Nach dem Verwaltungsſtand in Böhmen, Mähren und Schleſien vom 
30. April 1934 und vom 15. April 1935 (Quelle: „Statiſtiſches Gemeindelexikon von 
Böhmen, Mähren und Schleſien“, herausgegeben vom Statiſtiſchen Staatsamt in Prag) 
ergibt ſich in der Tſchecho-Slowakei folgender Tatbeſtand: Das deutſche Sie d⸗ 
lungsgebiet mit deutſcher Bevölkerungsmehrheit zählt nach dem 
amtlichen Ergebnis der Volkszählung vom Jahre 1930: 

3466 Ortsgemeinden, das find 22 v. H. der 15734 Gemeinden im Staat. 

Diefe deutſchen Gemeinden umfaſſen eine geſchloſſene Fläche von 27793 qkm, 
das find 18,8 v. H. des geſamten Staatsraumes, der 140 493 qkm umfaßt, und beherbergen 
3272779 Einwohner, das find 22,2 v. H. der geſamten Staatsbewohner, deren Zahl 
14729 536 beträgt. 

Von dieſen 3 272 779 Einwohnern find 2 823 537 Deutſche, das find 87,4 v. H. aller 
Staatsangehörigen deutſcher Nationalität; unter den 449 242 übrigen Einwohnern der genannten 
deutſchen Gemeinden befinden fih 366 453 Tſchechen und Slowaken, das find 3,8 v. H. aller 
Staatsangehörigen tſchechiſcher und ſlowakiſcher Nationalität, ferner 13 092 Angehörige ver- 
ſchiedener Nationalität, das ſind 0,8 v. H. aller Staatsangehörigen dieſer Kategorie, und 
69 997 Staatsfremde, das find 28,3 v. H. aller Staatsfremden, wobei zu bemerken iſt, 
daß es ſich bei dieſer Ziffer vorwiegend um deutſche Staatsangehörige handelt. 


Nach dieſer Ueberſicht ergibt fih alfo, daß von insgeſamt 
15 759 Gemeinden in der Tſchecho-Slowakei 3 466 eine abſolute 
deutſche Mehrheit aufweiſen, und daß dieſe 21,99 v. H. von allen 
Gemeinden im Staate darſtellen. Rund 20 v. H. des geſamten tſchecho⸗ 
ſlowakiſchen Staatsraumes ift deutſches Mehrheitsgebiet. In ihm wurden 
1930 nicht weniger als 87,4 v. H. aller Sudetendeutſchen gezählt. Nur insgeſamt 408 151 
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flaafsangehörige Deutſche leben als „Minderheit“ innerhalb des gef chloſſenen tſchechiſchen 
Siedlungsraumes, das find nur 12,6 v. H. Aber ſelbſt von dieſen rund 400 000 
Minderheitsdeutſchen lebt ungefähr die Hälfte im Anſchluß 
an den gefchloffenen ſudetendeutſchen Siedlungsraum, während 
die andere Hälfte als Sprachinſeldeutſchtum ebenfalls in ihrem Siedlungsgebiet eine 
abſolute Mehrheit darſtellt. Die Tſchechen im geſchloſſenen ſudeten⸗ 
deutſchen Siedlungsraum bilden keine bodenſtändige Minderheit, ſondern 
find im Zuge der ſeit dem Jahre 1918 betriebenen Entnationaliſierungs⸗ 
maßnahmen als Beamte, Arbeiter und Siedler in das deutſche 
Gebiet gekommen. 
Damit iſt rein zahlenmäßig der geſchloſſene Beſußſtand in den Sudetenländern erwieſen; 
und die tſchechiſche Behauptung, daß durch die Siedlungsverhältniſſe in den Sudetenländern 
die Vorausſetzungen für eine nationale Zweiteilung fehlen, iſt widerlegt. Wenn man 
heute kſchechiſcherſeits, wie es jüngſt der kſchechiſche Miniſterpräſident Hodza getan 
hat, auf die eingewanderte tſchechiſche Minderheit in den ſudetendeutſchen Gebieten 
verweiſt, die eine Gewährung der nationalen Autonomie an die Sudetendeutſchen unmöglich 
mache, dann ſei darauf geantwortet, daßes, vonallen Rechtsbegründungen 
vollkommen abgeſehen, den in der Tſchecho-Slowakei versz 
frefenen demokratiſchen Prinzipien widerſpricht, wenn wegen 
der 3,8 v. H. zählenden tſchechiſchen Minderheit, die über das geſamte 
ſudetendeutſche Gebiet verteilt iſt und mancherorts kaum mehr als ein paar Familien 
zählt, die 87,4 v. H. betragende deutſche Mehrheit um das Recht 
der ſouveränen Selbſtver waltung feines völkischen Be ſitz⸗ 
ſtandes betrogen wird. Das Sudetendeutſchtum würde den Tſchechen die gleiche 
Behandlung in ſeiner autonomen Häuslichkeit einräumen, die die Tſchechen und Slowaken 
den 148 162 Deutſchen der 184 fudetendeutſchen Sprachinſelgemeinden und den 66 265 
Deutſchen der 69 Sprachinſelgemeinden der Karpathenländer (in all dieſen Gemeinden 
haben die Deutſchen die abſolute Mehrheit) angedeihen laſſen würden. Die Tſchechen 


haben alſo das Schickſal ihrer Minderheit im geſchloſſenen Sudetenraum auf alle 


Fälle in der Hand. 3 

Wenn die Tſchechen heute behaupten, die Forderung nach nationaler Autonomie 
entſpringe „faſchiſtiſchen Zeitſtrömungen, dann fei daran erinnert, daß es die Tſchechen 
ſelbſt geweſen find, die feit den Sturmtagen des Jahres 1848 ſtändig die Forderung nach 
Selbſtverwaltung entſprechend der Siedlungsſtruktur der Deutſchen und Tſchechen 
gefordert haben. Ein paar Beifpiele: In der bekannten Wenzelsbadver famm: 
lung am 11. März 1848, die die Revolutionstage in Böhmen einleitete, forderten 
die Deutſchen und Tſchechen gemeinſam: „die vollkommene Gleichberechtigung der böh⸗ 
miſchen und deutſchen Nationalität in allen böhmiſchen Ländern“. Im 
Kremſierer Verfaſſungsausſchuß, der vom 23. bis 25. Januar 
18 49 über eine neue Verfaſſung des Habsburgerreiches beriet, beantragte der Tſchechen⸗ 
führer Franz Palacky folgende Ländergruppen: 

‚A. deutſchöſterreichiſche, 2. böhmische, 3. polniſche, 4 illyriſche und 5, italieniſche Länder; 
für die hier nicht repräſentierten Länder wäre dann die Einteilung in: 6. ſüdſlawiſche, 7. mad⸗ 
jariſche und 8. wallachiſche Länder. Ich rechne nun zu der erſten Oeſterreich ob und unter der 
Enns, Steiermark, Kärnten, Salzburg, Oeutſch⸗Tirol, Vorarlberg, dann Deutſch⸗Böhmen, 
Deutſch⸗Mähren und Deutſch⸗Schleſien und die Slowakei in Ungarn ... Ich bin Peines: 
wegs gegen die Trennung Deutſchböhmens und Tſchechiens.“ 

Aehnliche Vorſchläge machten auch Ladislaus Rieger und die anderen tſchechiſchen 
Politiker, die damals an der Spitze des kſchechiſchen Volkes ſtanden. Am 13. April 1849 
ſchrieb K. Havlicek in feiner „Narodni noviny! z. B. folgendes: 

„Die Nationalität bedeutet bei uns, daß dort, wo unſer Volk wohnt, auch die Regierung 
tſchechiſch fei, und daß ſowohl bei den Gerichten als bei den Behörden und in allen Angelegen⸗ 
heiten die Sprache des Volkes angewendet werde. Das Wort ‚überall wo unſer Volk wohnt', 
nehmen wir im ehrlichen Sinne. Wir verlangen, daß die Nationalitäten zu 
Zwecken der Landesverwaltung in angemeffener Weiſe arrondiert 
werden. Nach dieſem Grundfag überlaſſen wir die Gegenden in 
Böhmen, in denen die Deutſchen geſchloſſen beieinander wohnen, 
der deutſchen Verwaltung.“ 


Im Verlauf der Verfaſſungskämpfe in der alten Donaumonarchie, die von den 
Revolutionstagen des Jahres 1848 bis zum Untergang des Habsburgerreiches im Donner 
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der Geſchütze des Weltkrieges niemals mehr zur Ruhe kamen, brachten die Tſchechen 
auch ſpäter wiederholt ihre Forderung nach Autonomie in Form von Geſetzesanträgen 
ein. Im Jahre 1896 bereits tat der nachmalige tſchechiſche Staatspräſident Thomas 
G. Maſaryk folgenden Ausſpruch: 

„Wer im Ernſt die Freiheit und ſoziale Gerechtigkeit will, der 
muß in concreto für die politiſche Autonomie arbeiten. Wenn man fih 
schließlich einen Kreis als adminiſtratives Ganzes vorſtellt, warum könnte nicht auch Böhmen 
in zehn, Mähren in vier Kreiſe zerfallen... Das Territorium der Kreiſe wie auch der Bezirke 
fei, womöglich, ſprachlich getrennt. „Ich Herr, Du Herr“ fage ich mit Hablicek.“ 


Als Maſaryk anläßlich der Feier des zehnjährigen Beſtandes der tſchecho⸗ 
ſlowakiſchen Republik am 28. Oktober 1929 zu den Fragen der Staatspolitit 
Stellung nahm, da wiederholte er noch einmal ſein Bekenntnis zur Autonomie. Er 
ſagte damals wörtlich: 

„Die Demokratie ſucht ſich gegenüber dem Abſolutismus durch Teilung der Macht zu 
ſchützen; es iſt bekannt, daß die Staatsrechthiſtoriker, aber auch die praktiſchen Politiker in dieſer 
Sache große Schwierigkeiten finden. Die Demokratie ift ſchließlich nur eine Autonomie, eine 
Selbſtverwaltung der Bürgerſchaft und jedes einzelnen Bürgers; in der Demokratie iſt 
daher die d der Selbſtverwaltung und Autonomie von 
ſelbſt gegeben; wenn in einem Staat mit zahlreicher und mit national und kulturell 
dete e, alle mitraniereg. -alle uns. Sch fle Jar. le Fon. Sollen ui die 

Teilung der politiſchen Macht auch nach den gegebenen Unterſchied⸗ 

lichkeiten der Bevölkerung erforderlich. Darüber belehrt uns bereits unſere 

kurze Verfaſſungsentwicklung. Ich habe daher immer und ganz bewußt die Selbſtverwaltung 
und die territoriale Autonomie und die ſogenannte qualifizierte korporative Autonomie gefordert“. 


Es war die hiſtoriſche Schuld des Staatsmannes Maſaryk, daß er aus ſeiner 
Erkenntnis als Philoſoph keine Konſequenzen zog. Ebenſo wie er dachte auch der heutige 
tſchechiſche Staatspräſident Dr. Beneſch. In ſeinem Buch „Le probleme autrichien 
et la question tscheque“, in dem er den Ausgleich zwiſchen den Tſchechen und der Wiener 
Regierung im Jahre 1890 behandelt, ſagt er: 

„Er (der Ausgleich) hätte den Tſchechen einige ernſte Zugeſtändniſſe gebracht; die Idee 
der Bildung von Verwaltungsgebieten, die ſoweit als nur möglich 
nur Bewohner derſelben Raſſe enthielten, war ausgezeichnet und 
diejenigen, die heute nur eine etwas ernſte Löſung des Problems vorſchlagen, können lediglich 
von dieſem Grundſatz ausgehen. Es ſcheint die unausweichliche Bedingung jeder 
Löſung der tſchechiſchen Frage zu fein... Gewiß wird fie (die Errichtung national 
getrennter Kreisverwaltungen) die Kämpfe niemals ganz unterdrücken, aber viele Streit⸗ 
urſachen vermeiden. Der Staat wird den Nationen die Sorge überlaffen, ſich nach ihrem Gut⸗ 
dünken ſelbſt zu verwalten, er braucht nur die Ordnung und die Regelmäßigkeit des politiſchen 
Lebens zu ſichern. Jede Nationalität wird fi entſprechend ihren Hilfs⸗ 
mitteln ſelbſt entwickeln und der Staat wird nicht mehr verſucht fein, 
die eine oder die andere zu begünſtigen .. In der Tat ift die Ber- 
ſöhnung der beiden Völker in B nur möglich, wenn die beiden 
Nationen autonom ſind, wenn ſie eines vom anderen getrennt 
werden.“ 

Und ſo ließe ſich eine lange Reihe von Ausſprüchen führender tſchechiſcher Politiker 
anführen, die für die Selbſtverwaltung des deutſchen und des tſchechiſchen Siedlungs⸗ 
gebietes durch Angehörige der eigenen Völker eingetreten ſind. 

Aber auch die Sudetendeutſchen felbſt haben von jeher die 
Forderun nach Selbſtperwaltung ihres Heimatgebietes 
erhoben. In den denkwürdigen Tagen des Jahres 1848 war die politifche Vertretung 
des Sudetendeutſchtums in der alten Badeſtadt Teplitz⸗Schönau unter dem Vorſitz des 
Bürgermeiſters von Tetſchen, Eduard Strache, zuſammengetreten, um über den 
Entwurf einer Staatseinrichtung Oeſterreichs zu beſchließen und dem Nationalitätenſtreit 
in den Sudetenländern ein befriedigendes Ende zu bereiten. Die Forderungen der Sudeten⸗ 
deutſchen gipfelten in folgenden vier Punkten: 

1. Die Deutſchböhmen lehnen unbedingt jede Verſchmelzung mit den Tſchechen in der 
Provinzialvertretung und Verwaltung ab. 

2. Sie verlangen für die im Reichsrate vertretenen Provinzen die Aufhebung der Provinzial⸗ 
grenzen, Provinzialgubernien und Provinziallandtage. 

3. Sie verlangen eine möglichſt freie, auf Gelbftverwaltung gegründete Gemeindeverfaffung 
mit Gemeinderäten aus direkten Wahlen. 
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4. Sie verlangen die Einteilung der auf dem Reichstage vertretenen Provinzen in Reichs⸗ 
kreiſe auf Grundlage der Sprachgrenzen, mit dem Miniſterium unmittelbar unterſtehenden 
Kreishauptleuten, an deren Spitze von den Gemeinden gewählte Kreisräte ſtehen. 


Um die Errichtung eines nationalen Friedens in den Sudetenländern ging der Kampf 
der ſudetendeutſchen Nationalſozia liften, die in zahlreichen Kundgebungen das 
Programm der nationalen Autonomie verkündeten. In den Sudetenländern hat 1918 die 
ſtaatliche Souveränität gewechſelt, aber das Nationalitätenproblem iſt geblieben, und mit 
ihm die Rechtsforderung, die Löſung herbeizuführen, durch Anerkennung des Prinzips der 
Gleichberechtigung, das, auf die einfachſte Formel gebracht, lautet: „Die Deutſchen Herren 
in ihrer Heimat und die Tſchechen Herren in ihrem Siedlungsraum“. Es liegt an den 
Tſchechen als den ausschließlichen Trägern der heutigen Staatsgewalt in den Sudeten⸗ 
ländern, jenen Ausgleich herbeizuführen, der Frieden und Gerechtigkeit ſchafft. Dr. K. V. 


Deutiche Schulen unter polniſchem Druck 


Anfang Mai d. J. hat Senator Wiefner in Ergänzung ſeiner ſeinerzeitigen 
Interpellation im Senat (ſiehe „Oſtland“ Nr. 2/1938, Seite 26) noch einmal in einer an 
den Interrichtsminiſter gerichteten Denkſchrift zu der Frage der Sprach⸗ 
prüfungen Stellung genommen, denen die zu den deutſchen Schulen Oſtober⸗ 
ſchleſiens angemeldeten Kinder ausgeſetzt find. Einleitend erinnert Senator Wieſ ner 
noch einmal an die Entwicklung dieſer für die deutſche Volksgruppe Dftoberfchlefiens 
lebenswichtigen Frage, nämlich daran, daß im Jahre 1926 die von dem ſchweizeriſchen 
Pädagogen Maurer vorgenommenen Sprachprüfungen zu einem völligen Fiasko führten, 
daß im Jahre 1928 der Haager Gerichtshof das alleinige Beſtimmungsrecht der 
Erziehungsberechtigten bezüglich der Einſchulung der Kinder feſtſtellte, daß im Jahre 
1934 durch Vermittlung des Präſidenten der Gemiſchten Kommiſſion für Oberſchleſien 
zwiſchen dem Schleſiſchen Wojewodſchaftsamt und dem Deutſchen Volksbund eine Ver⸗ 
einbarung zuſtandekam, derzufolge die von polniſcher Seite hartnäckig geforderten Sprach⸗ 
prüfungen von paritätiſch zuſammengeſetzten Prüfungskommiſſionen vorgenommen werden 
ſollten, und daß im Jahre 1937 ohne vorherige Benachrichtigung des Deutſchen Volks⸗ 
bundes in der bis dahin geübten Praxis inſofern eine grundlegende Aenderung eingeführt 
wurde, als zu den Prüfungskommiſſionen keine Vertreter der deutſchen Volksgruppe mehr 
zugezogen wurden, was zur Folge hatte, daß ein ſehr großer Teil der den Sprach⸗ 
prüfungen unterworfenen Kinder nicht zu den deutſchen Schulen zugelaſſen wurde. 

In der Denkſchrift heißt es dann weiter: „Nach unſerer Feſtſtellung haben im 
Jahre 1935/6 von 1 407 Schulanfängern 154, alfo 10,7 v. H., im Jahre 1936/37 von 
1577 Schulanfängern 173, alſo 10,9 v. H. die Sprachprüfungen nicht beſtanden. 
Dagegen gibt die amtliche Mitteilung aus dem Jahre 1937/38 die Anzahl der dis: 
qualifizierten Kinder mik 25 v. H. an. Bei den in den deutſchen Kinder⸗ 
gärten im Januar 1938 vorgenommenen Sprachprüfungen haben ſogar 39 v. H. der 
Kinder nicht beſtanden. Insgeſamt find von den im Schuljahr 1937/8 
zu den deutſchen Minderheitsſchulen gemeldeten Kindern (d.h. 
von den neu an gemeldeten und den aus polniſchen Schulen u m gemeldeten Kindern) 
nur etwa 50 v. H. in diefe Schulen tatſächlich aufgenommen 
worden. Unter den auf Grund der Sprachprüfungen abgelehnten Kindern befinden ſich 
ſolche, 1. deren Eltern nachweislich der deutſchen Minderheit angehören und ſich ſeit 
Jahren offen zum deutſchen Volkstum bekennen, 2. deren ältere Geſchwiſter ſämtlich die 
deutſche Schule beſucht haben oder noch beſuchen, 3. die jahrelang einen deutſchen Kinder: 
garten beſucht und beim Eintritt in dieſen vor der (damals noch) paritätiſchen Kommiſſion 
eine Sprachprüfung beſtanden haben. 

„Als deutſche Volksgruppe“, fo heißt es in der Denkſchrift weiter, 
„lehnen wir die Sprachprüfungengrundſätzlich ab“, und zwar 1. weil 
dieſe Prüfungen jeder rechtlichen Grundlage entbehren, 2. weil ſie eine unterſchiedliche 
Behandlung der in Schleſten wohnenden deutſchen Bevölkerung gegenüber derjenigen der 
anderen Gebiete darſtellen, 3. weil es aus pädagogiſchen und pfychologifchen Gründen 
unmöglich iſt, bei Schulanfängern und ganz befonders bei für den Kindergarten anges 
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meldeten Kindern durch ſolche Prüfungen zu einem objektiven Ergebnis zu gelangen, 
und 4. weil nach einem rein menſchlichen und verfaſſungsmäßigen Grundſatze ausſchließlich 
den Eltern das Entſcheidungsrecht über die Volkszugehörigkeit ihrer Kinder zuſtehen kann. 
Zum Schluß verlangt Senator Wieſner in der Denkſchrift noch einmal die Ab- 
ſchaffung der Sprachprüfungen und die Aufhebung der Schul: 
ſtrafen, die über diejenigen deutſchen Eltern verhängt worden ſind, die entgegen der 
Entſcheidung der polniſchen Prüfungskommiſſionen durch Schulſtreik ihren Willen zur 
deutſchen Einſchulung ihrer Kinder bekunden. 

Es wäre übrigens intereſſant, ſich darüber Gedanken zu machen, wie das ſich frei 
entwickelnde polniſche Schulweſen im Deutſchen Reiche ausſehen würde, 
wenn auf dieſes ebenſolche, den Willen der Erziehungsberechtigten vergewaltigende 
Methoden angewandt würden, wie fie im Amtsbereiche des Wojewoden Grazynſki üblich 
find. Es iſt von deutſcher Seite feſtgeſtellt worden, daß nur ein 
verſchwindender Bruchteil der die polniſchen Schulen im Reiche 
beſuchenden Kinder zur Zeit der Anmeldung in dieſe Schulen 
der polniſchen Sprache mächtig iſt. Wenn im Deutſchen Reiche gegenüber den 
polniſchen Schulen ebenſo verfahren würde wie gegenüber den deutſchen Schulen in 
Oſtoberſchleſien, dann würde das nichts anderes als das Ende des 
polniſchen Schulweſens in Deutſchland überhaupt bedeuten. 
Vielleicht äußern ſich die Leute, die ſo gern mit dem Gedanken der Gegenſeitigkeit in der 
Behandlung der beiderſeitigen Volksgruppen jonglieren, einmal dazu, ob ihnen auch in 
der Frage der Sprachprüfungen die Anwendung dieſes Grundſatzes ſympathiſch 
ſein würde. 

Die nachſtehende Aufſtellung gibt einen Ueberblick über den Stand des deutſchen 
Schulweſens im Bielitz⸗Teſchener Gebiet. Es find gegenübergeſtellt 
die Zahlen der deutſchen Volks ſchulklaſſen, die 1914 und 1938 in den Dörfern und 
kleineren Städten und in den beiden größeren Städten dieſes Gebietes, Bielitz und Polniſch⸗ 
Teſchen, beſtanden. Es gab in den Dörfern und kleineren Städten 1914 
13 deutſche Volksſchulen mit 59 Klaſſen. Davon gingen bis 1938 7 Schulen mit 
32 Klaſſen und außerdem 7 Einzelklaſſen dem Deutſchtum verloren; es gibt heute nur noch 
6 deutſche Volksſchulen mit zufammen 20 Klaſſen. 


Schulort 191⁴ 1938 Schulort 1914 1938 
Aleranderfeld . .. 6 Klaſſen 4 Klaſſen Ernsdorf .. . 1 Klaſſe — 
Altbielitz ee e 4 p Matzdorf . 1 Klaſſe 
Biſtra . e — Kurzwald . . . 4 Klaſſen 4 Klaſſen 
Batzdorf .. 1 Klaſſe — Nikelsdorf PR. ar ý 
Ddziedziz . . 3 Klaſſen — Skotſchau 83 „ — 
Kamttz 6 „ 4 Klaſſen Schwarzwaſſer 8 „ E 
Lobnig . 2.2.2.2 „ — 


In der Stadt Bielitz gab es 1914 6 deutfhe Volksſchulen mit 43 Klaſſen. 
Davon gingen bis 1938 4 Schulen mit insgeſamt 26 Klaſſen verloren, und zwar die 
Knabenſchule am Zennerberg (mit 8 Klaſſen), die Volksſchule in der Mittelſchule (mit 
5 Klaſſen), die Uebungsſchule (mit 5 Klaſſen) und die Kloſterſchule (mit 8 Klaſſen). 
Außerdem verlor das Bielitzer Deutſchtum an ſeinen beiden heute noch beſtehenden Volks⸗ 
ſchulen, der Knabenſchule am Kirchplatz und der Mädchenſchule am Kirchplatz, die 1914 
9 bzw. 8 Klaſſen hatten, je eine Klaſſe. Es find in Bielitz alſo nur noch 
2 deutſche Volksſchulen mit zuſammen 45 Klaſſen vorhanden. 


Der gegenwärtige litauiſche a t Smetona veröffentlichte am 11. Dezembe 


rt 1925 
in der in Kauen erſcheinenden Zeitſchrift „Lietuvos“ (Nr. 49) einen Aufſatz, in dem es u. a. hieß: 


„. .. Es iſt kein Geheimnis, daß wir das Memelgebiet durch die Gnade des Verſailler Ber: 
trages und der Botſchafterkonferenz erhalten haben .. Natürlicherweiſe würden mit dem 
Schwinden der Autorität des Verſailler Vertrages auch die ſouveränen Rechte im Memelgebiet 
ſchwinden. So oder fo, das Gebiet konnte nur mit Waffengewalt von Deutſch⸗ 
land getrennt und Litauen zugeteilt werden. Wenn dem fo ift, dann hängt 
letzten Endes das Recht der Souveränität Litauens über das Memelgebiet auch von Deutſchland 
ab. Deshalb muß die Politik Litauens Deutſchland gegenüber eine Politik der Verſtändigung fein. 
Zwiſchen Deutſchland und uns muß jeder Aerger vermieden werden. Das iſt ſchon deshalb nötig, 
weil wir mit Deutſchland in wirtſchaftlicher Hinſicht am meiſten zuſammenhängen“ 
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Von den 4 deutſchen Volksſchulen mit 29 Klaſſen, die es 1914 in der Stadt 
Teſchen gab, wurden bis 1938 3 Schulen mit 21 Klaſſen und außerdem 6 Einzel: 
klaſſen dem Deutſchtum genommen; und zwar wurden geſchloſſen die Kloſterſchule (mit 
8 Klaſſen), die Städt. Volksſchule (mit 8 Klaſſen) und die Ulebungsſchule , (mit 
5 Klaſſen). Als einzige deutſche Volksſchule beſteht in Polniſch⸗ 
Teſchen nur noch die Rudolfſchule mit 2, früher 8 Klaffen. 

Im ganzen verlor das Deutſchtum des Bielitz Teſchener Sprachinſelgebietes von 
1914 bis 1938 alſo nicht weniger als 14 Volksſchulen mit 79 Klaſſen und außerdem 
15 Einzelklaſſen. Der Beſtand an deutſchen Volksſchulen ſchrumpfte 
von 23 Schulen mit 131 Klaffen auf 9 Schulen mit 37 Klaſſen 
zuſamme n. Zwei der den Deutſchen genommenen Schulen, nämlich die Kloſterſchulen 
in Bielitz und Teſchen, wurden in polniſche Lehranſtalten umgewandelt. Darüber hinaus 
wurden dem Deutſchtum dieſes Gebietes genommen: die Staatsgewerbeſchule in 
Bielitz, die als Muſteranſtalt weithin bekannt war, das Lehrerſeminar in Bielitz, 
das die einzige Lehrerbildungsanſtalt des Deutſchtums in Polen war, ſowie mehrere 
Fachſchulen, die von den Polen mit Beſchlag belegt wurden, — von den Beſchrän⸗ 
kungen, denen das gut ausgebaute höhere Schulweſen des Deutſchtums ausgeſetzt 
war, zu ſchweigen. 


Vernichtung des deutſchen Beſitzſtandes 


Mit dem Grenzzonengeſetz hat die Warſchauer Regierung den Verwaltungs⸗ 
ſtellen in den Grenzgebieten ein Mittel zur Hand gegeben, das von dieſen Stellen mit 
rückſichtsloſeſter Schärfe gegen die im Bereich der Grenzzone lebenden Deutſchen 
angewandt wird. Durch das Geſetz wird bekanntlich u. a. jede Erwerbung und Pachtung 
eines innerhalb der Grenzzone liegenden Grundſtückes von der Genehmigung des Woje⸗ 
woden abhängig gemacht. Dem Geſetz unterliegen nahezu ſämtliche in Oſtoberſchleſien, 
über vier Fünftel der in Pommerellen (alten Umfangs) und etwa zwei Drittel der in 
Poſen (alten Umfangs) lebenden Deutſchen. Von Senator Wieſner ift in einer Ende 
Februar d. J. dem Miniſterpräſidenten Skladkowſki überreichten Denkſchrift darauf hin⸗ 
blk worden, daß das Grenzzonengeſetz das Leben und die Exiſtenz der deutſchen 

olksgruppe in Polen aufs ſchwerſte gefährdet und daß die von den Verwaltungsbehörden 
praktizierte Handhabung dieſes Geſetzes in abſehbarer Zeit zu einer völligen Enteignung 
des im Bereich der Grenzzone liegenden Beſitzes führen muß!). Daß mit dieſer Zeit: 
ſtellung nicht zuviel gefagt worden ift, haben die Ereignifje der letzten Zeit in vollem 
Umfang bewieſen. Es muß zunächſt feſtgeſtellt werden, daß bisher noch in keinem 
einzigen Fall einem Deutſchen innerhalb der Grenzzone die Genehmi⸗ 

ung zum Erwerb eines Grundſtücks oder auch nur zur pachtweiſen oder 
e e Uebernahme erteilt worden iſt. Dagegen mehren ſich von 
Woche zu Woche die Fälle, in denen den Deutſchen die von ihnen 
nachgeſuchte Genehmigung verweigert wird. 

Da iſt der Fall des Landwirtes Wendland aus Seefeld im Kreiſe Kolmar, der um 
die Genehmigung zur Pachtung einer der Oberförſterei gehörenden Parzelle 
nachgeſucht hatte. Die Genehmigung wurde verweigert. Sinem Polen aug 
Samotſchin aber wurde fie binnen 10 Tagen erteilt. — Im Kreiſe Goſtyn befißt das 
Poſener Evangeliſche Konſiſtorium das Gut Bodzewo; ein Teil dieſes Befißes ift feit 
1920 an 32 Kleinlandwirte verpachtet. Die Pacht war vor einiger Zeit abgelaufen, und 
die Landwirte reichten bei der Wojewodſchaft Geſuche um Pacht verlängerung 
ein. Den 30 polniſchen Pächtern wurde die Genehmigung hierzu erteilt, den beiden 
Deutſchen, die ſich unter den Pächtern befanden, aber ver weigert. — Bei der 
Zwangsparzellierung des Gutes Suchorenz im Kreiſe Schubin, die im 
vergangenen Jahre erfolgte, bewarben fih u. a. auch zwei deutſche Gufs- 


) Ueber den polniſchen Ausrottungskampf gegen den deutschen Grundbeſitz ſiehe „Ostland, Nr. 24/1937, 
Seite 463 „Behinderung des Landkaufs“; Nr. 1/1938, Seite 8 „Eine Tragödie der Rechtsordnung“; Nr. 4,1938, 
Seite 66 „Deutſche Inkerpellation zum Grenzzonengeſetz“: Nr. 5/1938, Seite 81 „Agrarreform gegen Deutſche“; 
Nr. 6/1938, Seite 112 „Deutſchem Land droht Enteignung“; Nr. 7/1938, Seite 132 „Entwurzelung der deutſchen 
Volksgruppe durch polniſchen Bodenraub“. 
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arbeiter, die durch die Aufteilung ihre Arbeitsſtelle verloren, und zwei weitere 
Deutſche um die Zuteilung einer Parzelle. Allen vier deutſchen Bewerbern wurde die 
Erlaubnis zum Erwerb des Landes verweigert, fo daß der Beſitz aus: 
ſchließlich in die Hände polniſcher Bewerber gelangte. 

Selbſt in den Fällen, in denen es fih nur um ganz kleine Par⸗ 
zellen handelt, wird der Landerwerb durch Deutſche von den 
polniſchen Behörden verhindert. So hatte der Deutſche Emil Wruck aus 
Budſin im Kreiſe Kolmar eine nur % Hektar große Parzelle gekauft. Die Wojewod⸗ 
ſchaft lehnte die Genehmigung ab. — Der Deutſche Wilhelm Rex in 
Schmiedeberg a. d. Netze im Kreiſe Schubin, der eine achtköpfige Familie zu 
ernähren hat, wollte ſeine Zwergwirtſchaft von 1 Hektar durch den Zukauf einer 1 Hektar 
gen Parzelle vergrößern; die Genehmigung wurde verweigert. — Der deutſche 

rbeiter Kurt Meyer aus Pruszkowo im Kreiſe Koſten erwarb ein kleines Grundſtück 
von 1,5 Hektar im Wege eines Kauf- und Schenkungsvertrages. Eine Hälfte kaufte 
er von einer Tante ſeiner Mutter, die zweite Hälfte hatte ſein Vater 
von dieſer gekauft und ihm geſchenkt. Der Erwerb war bereits im Jahre 
1934 erfolgt. Ba bis zum Inkrafttreten des Grenzzonengeſetzes die Auflaſſung noch nicht 
erteilt war, mußte auf Grund dieſes Geſetzes die Genehmigung eingeholt werden. Sie 
wurde verweigert. — Der deutſche Volksangehörige Gotthold Hartert aus Gu mi- 
nitz im Kreiſe Krotoſchin wollte die zweite Hälfte eines Hauſes, deffen 
eine Hälfte ſein Eigentum iſt, und dazu ein kleines Stückchen 
Gartenland, alles in allem eine Fläche von 0,06, 25 Hektar käuflich erwerben. Die 
Wojewodſchaft lehnte die nachgeſuchte Genehmigung ab, wobei noch hinzugefügt werden 
muß, daß der Beſitz Harterts das Stückchen Gartenland, das er jetzt dazukaufen wollte, 
vollkommen umſchließt. — Die deutſche Volksangehörige Anna Reich aus Ko tuf h 
im Kreiſe Koſten ſollte die nur 1,72,02 Hektar große Wirtſchaft der Eheleute Feger, 
deren Nichte fie ift, übernehmen. Die Genehmigung des Beſitzwechſels wurde verweigert, 
wobei zu bemerken iſt, daß die Familien Reich und Feger ſeit Gründung 
der Gemeinde Kotuſch im Jahre 1784 dort anſäſſig find. 

Selbſt unter engſten Familienangehörigen konnte in zahl: 
reichen Fällen der beabſichtigte Beſitzwechſel infolge des Ein: 
ſpruchs der Wojewodſchaft nicht durchgeführt werden. So wurde 
der deuffchen Volksangehörigen Ida Arlt aus Harte im Kreiſe Rawitſch die Erlaubnis, 
die Wirtſchaft ihres verſtorbenen Ehemannes zu übernehmen, ver⸗ 
ſagtl — So wollten die deutſchen Eheleute Scharmer aus Hohenwalde im Kreiſe 
Wirſitz wegen ihres hohen Alters (der Mann iſt 80, die Frau 75 Jahre alt) ein ihnen 
gehörendes Grundſtück von 0,5 Hektar ihrer Tochter im Wege eines 
Schenkungs vertrages überlaſſen. Die Ueberlaſſung konnte nicht erfolgen, 
weil der entſprechende Antrag abgelehnt wurde. — Ebenſo erging es der 73 Jahre alten 
deutſchen Volksangehörigen Emma Wirſing, die ein ihr gehöriges Grundſtück von 
0,25 Hektar an ihren Sohn und deſſen Frau abtreten wollte. — Bisher wurden 
bereits Dutzende anderer, ähnlich gelagerter Fälle bekannt. 

Zahlreich find auch die Fälle, in denen deutſchen Volksange⸗ 
hörigen die Pachtgenehmigung für Grundſtücke, die ſie ſeit 
vielen Jahren in Pacht hatten, abgelehnt wurde. Auch hier follen nur 
einige Beifpiele angeführt werden. Die deutſche Familie Schmidt aus Uſch⸗Neudorf im 
Kreiſe Kolmar hatte ſeit 60 Jahren ein 17 Morgen großes Grundſtück, das der 
evangeliſchen Kirchengemeinde gehört, in Pacht. Nach dem vor einiger Zeit erfolgten 
Ablauf des jeweils auf ſechs Jahren befriſteten Pachtvertrages wurde die Genehmi⸗ 
gung zur Weiterpachtung verweigert. — 15 deutſche Familien 
aus Kotuſch und Renſk im Kreiſe Koften hatten feit etwa 30 Jahren von 
dem Gut Parzeczewo Parzellen gepachtet. Im März 1936 hatten fie den Antrag auf 
Kauf des Pachtlandes geſtellt. In allen 15 Fällen wurde die Genehmigung 
hierzu durch Beſcheid der Wojewodſchaft im März d. J. verweigert. — Seit 
33 Jahren hatte der deutſche Volksangehörige Otto Kamm aus Seefelde im 
Kreiſe Kolmar eine der Oberförſterei Margonin gehörende Parzelle in Pacht. Als er im 
Auguſt v. J. um die Verlängerung des Pachtvertrages nachſuchte, wurde ihm die Geneh⸗ 
migung hierzu zunächſt auch von der Wojewodſchaft erteilt. Daraufhin aber nahm ſich 
der Star oſt des Kreiſes Kolmar der Angelegenheit an; er verhinderte die 
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Rechtswirkſamkeit des von der Wojewodſchaft erteilten Be: 
ſcheides. Inzwiſchen wurde dann die fragliche Parzelle an einen Polen verpachtet. — 
Seit 6 Jahren hatte der Deutſche Hans⸗Adolf Pieper das Gut Bodzewo im 
Kreiſe Koſten in Pacht. Als der Pachtvertrag im Juni v. J. ablief, wurde die 
Verlängerung des Vertrages von der Wojewodſchaft verweigert. Am 1. Juli v. J. traten 
dann die Beſtimmungen des Grenzzonengeſetzes in Kraft, die es der Behörde ermöglichten, 
nicht nur eine Verlängerung des Pachtvertrages zu verhindern, 
ſondern auch dem Pächter das ihmſeinerzeit vonder Wojewodſchaft 
eingeräumte Vorkaufsrecht abzuerkennen. Damit nicht genug! Mit 
Wirkung vom 1. Juli v. J. wurde der neue Pächter, natürlich ein Pole, als Zwangs⸗ 
verwalter des Gutes beſtellt; damit wurde ihm zugleich das Ver⸗ 
fügungsrecht über das Gutsinventar feines Vorgängers in die 
Hände geſpielt! 


Deuiſches Schickſal in Polen 


Ein Drohbrief und ein Wohnungseinbruch 


In Schwientochlowitz (Oſtoberſchleſien) erhielten vor einiger Zeit die deutſchen 
Mitglieder der evangeliſchen Kirchengemeinde ein Rundſchreiben, das in deutſcher 
Ueberſetzung folgendermaßen lautet: 


Stempel: Verein der Evangeliſchen Polen in Oberſchleſien Schwientochlowitz, den 10. 4. 1938 
Ortsgruppe Schwientochlowitz 


Herrn 

Wir haben feſtgeſtellt, daß Sie zu denjenigen Proteſtanten in unſerer Parochie gehören, welche 
ſowohl die polniſchen als auch die deutſchen von dem polniſchen Paſtor abgehalteuen Gottesdienſte 
boykottieren. 

Wir machen Sie darauf aufmerkſam, daß dieſes Verhalten gegen die Intereſſen der Kirche 
gerichtet und offene Widerſetzlichkeit gegen das vorläufige Kirchengeſetz vom 15. Juli 1937 und 
damit gegen den polniſchen Staat ſelbſt iſt. 

In Verbindung damit bemerken wir, daß jeder ſich als Pole betrachtende Proteſtant, der fein 
Brot im polniſchen Staat hat, (hon längſt der polniſchen evangeliſchen Kirchenorganiſation, wie 
es der Verein der Evangeliſchen Polen iſt, angehören müßte. 

Wir warten! 

Wir haben dieſem Zuſtand vier Monate lang zugeſehen, werden uns aber nicht länger provozieren 
laſſen. Wir raten Ihnen, Ihr bisheriges Verhalten ſofort zu ändern, 
andernfalls wir Sie weiterhin als einen dem Polentum feindlich 
gefinnten Menſchen betrachten werden. Es lohnt ſich, fih alles gut zu überlegen, 
da es um die Zukunft der Kirche und der eigenen Kinder geht. Und zwar umſo mehr dann, 
wenn man auf einer Grube beſchäftigt ift, deren Name eine fo beredte. 


Aenderung erfahren hat. 
ý Für den Vorſtand: 


gez. Unterſchrift gez. Unterſchrift 
Schriftführer Vorſitzender 

Der Verein der Evangeliſchen Polen hat mit dieſem Rundſchreiben mit kaum noch zu 
überbietender Deutlichkeit unter Beweis geſtellt, daß mit anſtändigen Mitteln 
der deutſche Charakter der Unierten Evangeliſchen Kirche Oſt⸗ 
oberſchleſiens nicht zu brechen ift. Und daß ein durch Gewalt und Rechts⸗ 
bruch zuſtandegekommenes Geſetz, wie das Kirchengeſetz vom 45. Juli 4937, nur unter 
fortgeſetzter Anwendung von Gewalt und Rechtsbruch realiſtert werden kann, etwa auch 
durch ſolche Schikanen, wie ſie gegen den deutſchen Geiſtlichen der Gemeinde Schwien⸗ 
tochlowitz, Paſtor Koderich, angewandt worden ſind: In der Nacht zum 27. April 
haben unbekannte Täter die Wohnung Koderichs erbrochen, alle 
Schränke und Schubladen durchwühlt und ſchließlich die Zimmer 
in der gemeinſten Weiſe beſchmutzt. Da entgegen dem landesüblichen Brauch 
nichts geſtohlen worden iſt, hat es ſich offenſichtlich um einen Einbruch mit 
politiſchen Motiven gehandelt. Vielleicht haben die Einbrecher, die kaum allzu 
weit von den Verfaſſern des obigen Drohbriefes entfernt zu ſuchen ſein dürften, gehofft, 
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„belaftendes Material“ gegen den deutſchen Geiſtlichen zu finden. Vielleicht aber haben 
fie auch nur den Wunſch gehabt, Paftor Koderich den weiteren Aufenthalt in feiner 
Wohnung zu verleiden. Dieſer Wunſch ift übrigens ſchon in Erfüllung gegangen. Auf 
Grund einer Exmiſſionsklage, die einige polniſche Mitglieder der Kirchengemeinde gegen 
Paftor Koderich angeſtrengt hatten, hat das Gericht den deutſchen Geiſt⸗ 
lichen zur Räumung des Pfarrhauſes bis ſpäteſtens zum 10. Mai 
d. J. verurteilt. 


Vor die Wahl geſtellt: verelenden oder abwandern 


Aus vielen Hunderten ähnlicher Fälle, die ſich in den letzten Monaten ereignet haben, 
ſei ein Beiſpiel erwähnt: Ein Deutſcher aus Oſtoberſchleſien, deſſen Name hier aus 
naheliegenden Gründen nicht erwähnt werden kann, ift feit 1932 arbeitslos und 
erhält ſeit Jahren keine Unterſtützung mehr. Im September 1937 gelingt es 
ihm, auf einer Grube in Weſtoberſchleſien Arbeit zu finden. Da fein Wohnort außer⸗ 
halb der Zone liegt, für die die im deutſch-polniſchen Abkommen über den Kleinen Grenz⸗ 
verkehr vorgeſehenen Grenzkarten gelten, bemüht er ſich um einen verbilligten 
Paß. Sein entſprechender Antrag aber wird von der polniſchen Paßbehörde Anfang 
Oktober 1937 abgelehnt mit dem Bemerken, daß die Entſcheidung, als dem Ermeſſen 
der Behörde überlaſſen, keiner Begründung bedürfe. Auch das Innenminiſterium, an 
das ſich der Deutſche um Hilfe wendet, lehnt ab. Darauf ſucht der Mann ſeine letzten 
Mittel zuſammen und bittet, daß ihm wenigſtens ein ordentlicher Paß ausgeſtellt 
wird. Ende März 1938 endlich teilt ihm das Landratsamt mit, daß ihm auch ein 
ordentlicher Paß nicht ausgeſtellt werden könne. Wieder enthält dieſer Befcheid 
den Vermerk, daß die Ablehnung keiner Begründung bedürfe. Sie bedarf in der Tat 
keiner Begründung. Denn der Mann iſt ſich ſchon längſt darüber im Klaren, daß er 
den Paß einfach deshalb nicht erhält, weil er der Behörde als Deutſcher bekannt iſt. 
Die Lage iſt alſo ſo: In Polen erhält der Mann, weil er ſich zum Deutſchtum bekennt, 
keine Arbeit, und aus demſelben Grunde wird ihm dort auch jede Unterftüßung verweigert. 
In Deutſchland könnte der Mann Arbeit erhalten, er kann ſie aber nicht antreten, weil 
man ihm den hierzu notwendigen Paß vorenthält. Der Zweck iſt klar: Der 
Mann wird vor die Wahl geſtellt, entweder in Polen in dauern⸗ 
der Arbeitsloſigkeit zu verelenden oder ſich dem heimtückiſchen 
Hungerterror der polniſchen Behörden durch die Abwanderung 
ins Reich zu entziehen. 


Die Abteilung II des Kriegsminiſteriums und die deutſche Volksgruppe 


Es iſt in Deutſchland noch viel zu wenig bekannt, welche Rolle bei den gegen die 
deutſche Volksgruppe in Polen gerichteten Maßnahmen die Abteilung II (Spionage⸗ 
abwehr) des Kriegsminiſteriums ſpielt. In ihren Entſcheidungen, mit denen fie 
aus dem Hintergrund das geſamte wirtſchaftliche und öffentliche Leben in den Grenz⸗ 
gebieten Polens beeinflußt, geht dieſe Abteilung von der Auffaſſung aus, daß der 
Deutſche in Polen in jedem Falle zu den „politiſch unzuverläſſigen“ Elementen gehöre, eine 
Auffaſſung, die offenſichtlich auch in den meiſten polniſchen Amtsſtellen herrſcht und ſich 
letzten Endes wohl nur dadurch erklären läßt, daß nach dem Zeugnis der Geſchichte der im 
Auslande lebende Pole ein wirkliches Treueverhältnis zu ſeinem Gaſtſtaat nicht kennt. 
Wie ſich dieſe Auffaſſung der Abteilung II auf das wirtſchaftliche Leben der Deutſchen 
in den Weſtwojewodſchaften Polens praktiſch auswirkt, dafür ſoll hier aus unzähligen 
ähnlichen Fällen ein typiſcher Fall angeführt werden: Der Betrieb eines deut⸗ 
ſchen Handwerksmeiſters in Oſtoberſchleſten, der eine ganze Anzahl Leute 
beſchäftigt, wird vom Wojewodſchaftsamt zum kriegswichtigen Betrieb 
erklärt, obwohl er es dem Geſetz nach nicht iſt. Der Handwerksmeiſter hat darauf⸗ 
hin als Mittelsmann zwiſchen Betrieb und Kriegsminiſterium einen bevoll⸗ 
mächtigten Vertreter zu beſtellen und natürlich auch zu bezahlen. Er tut 
das notgedrungen, um ſich nicht den ſonſt unausbleiblichen Schikanen ſeitens des Arbeits⸗ 
infpeftors und der anderen Behörden auszuſetzen. Der Vertreter wird alfo beſtätigt und 
beginnt feines Amtes zu walten, d. h. er ſchaltet den deutſchen Handwerks— 
meiſter mehr oder weniger von der wirtſchaftlichen und ted- 
niſchen Betriebsleitung aus. Nach einiger Zeit erhält der Meiſter ein vom 
Wojewoden ſelbſt unterzeichnetes Schreiben, in dem mit ſofortiger Wirkung die 


207 


Beſtätigung für den bisherigen Vertreter zurückgezogen und die Beſtellung eines 
neuen Vertreters und dazu noch eines Stellvertreters dieſes 
Vertreters verlangt wird. Das heißt, daß der Betrieb jetzt für drei fremde 
Kräfte, die ihm nichts nutzen, ſondern nur ſchaden, nämlich für den bisherigen Vertreter, 
der natürlich auch ſeine geſetzliche Kündigungsfriſt hat, ſowie für den neuen Vertreter 
und deſſen Stellvertreter, ſorgen muß. Dieſe finanzielle Mehrbelaſtung des Betriebes 
wäre vielleicht noch erträglich, wenn die Erklärung zum kriegswichtigen Betrieb und die 
von den bevollmächtigten Vertretern erzwungene Umſtellung des Betriebes 
auf rie gswirtſchaft dieſem vermehrte Aufträge einbringen würde. Davon aber 
iſt nicht die Rede. Das Gegenteil iſt der Fall. Und nach einiger Zeit iſt der 
eigentliche Zweck der Aktion dann erreicht: Der deutſche Betrieb 
it wirtſchaftlich ruiniert und wird liquidiert. 


Die Wojewodſchaſt Großpommerellen 


Mit dem Inkrafttreten des Geſetzes über die Aenderung der Wojewod⸗ 
aftsgrenzen am 1. April d. J. iſt Pommerellen, bisher eine der kleinſten, 
qu einir der größten Wojewodſchaften Polens geworden. Es hat von der Wojewodfhaft 
arſchau die Kreiſe Rypin, Lipno, Neffau (Nieszawa) und Les lau 
Kren mit 5 352 Quadratkilometern und von der Wojewodſchaft Poſen die 
reiſe Schubin, Wirſitz, Bromberg und Hohenſalza (einſchließlich der 
Gtadtkreiſe Bromberg und Hohenſalza) mit 4 496 Quadratkilometern erhalten, während 
es das Soldauer Ländchen mit 842 Quadrarkilometern an die Wojewodſchaft 
Warſchau hat abgeben müſſen. In feinen neuen Grenzen umfaßt Pommerellen 2 5 413 
Quadratkilometer. Die neu hinzugekommenen Gebiete ſind dichter als das bisherige 
Wojewodſchaftsgebiet beſiedelt, ſo daß Pommerellen in ſeinem neuen Umfange (nach dem 
Bevölkerungsſtand vom 9. Dezember 4931) durchſchnitklich 73,4 Menſchen je 
Quadrakkilometer zählt. In feinem bisherigen Umfang hat Pommerellen (nach 
dem. Stand von 1931) 1 080 000 Einwohner gezählt. Mit dem Soldauer Ländchen 
hat es 43 000 Menſchen verloren, dagegen mit den kongreßpolniſchen Kreiſen 457 000 
und mit den poſenſchen Kreiſen 373 000 Einwohner gewonnen, fo daß Großpommerellen . 
1867000 Einwohner hat. Die größten Städte der Wojewodſchaft find Gdingen, 
Bromberg, Leslau, Thorn, Graudenz und Hohenſalza. Davon haben Gdingen als 
Hafenftadt, Thorn als Wojewodſchaftshauptſtadt, Bromberg als wirtſchaftlicher 
orort Großpommerellens und Les lau als Zentrum der kongreßpolniſchen Kreiſe ihre 
beſondere Bedeutung. F 
Für die neue Grenzziehung können Feine hiſtoriſchen Gründe angeführt 
werden. Sie bedeutet keine Wiederherſtellung der Verwaltungsgrenzen des altpolniſchen 
Staates; es wird mit ihr an keine geſchichtliche Tradition der polniſchen Staatlichkeit 
angeknüpft. Vielmehr umfaßt das heutige Großpommerellen außer den altpolniſchen 
Wojewodſchaften Kulm und Pommerellen den größten Teil der damaligen Wojewod⸗ 
ſchaften Hohenſalza und Kujawiſch Breſt, einen erheblichen Teil der Wojewodſchaft 
Gneſen und des Netzediſtrikts. Für die neue Grenzziehung ſind vielmehr folgende Gründe 
maßgebend geweſen. 1. Die Erinnerung an die vom Wiener Kongreß gezogene deut ſch⸗ 
ruſſiſche Staatsgrenze, die bisher in den inneren Verwalkungsgrenzen Polens 
fortbeſtanden hat, ſoll reſtlos ausgetilgt und die Kulturſcheide, zu der ſich die 
Staatsgrenze von 1815 im Laufe der Generationen vertieft hatte, ſoll durch den Zu⸗ 
ſammenſchluß bis 1920 ſtaatlich von einander getrennter Gebiete ausgelöſcht werden. 
Hier hat alſo die nationale Empfindlichkeit der Polen bei der Ziehung 
der neuen Verwaltungsgrenzen eine Rolle geſpielt. 2. Der durch Verſailles an Polen 
pefallene Küſtenbereich foll durch die Erweiterung der Wojewodſchaft ein räume 
ich größeres und wirtſchaftlich ſtärkeres Hinterland erhalten. 
Pommerellen habe in ſeinem bisherigen Umfang nicht diejenigen Aufgaben durchzuführen 
vermocht, die — ſo lautet die polniſche Begründung — von dem Verwaltungsgebiet erfüllt 
werden müſſen, das den Zugang Polens zum Meere darſtellt. Der Wojewodſchafts⸗ 
haushalt Pommerellens habe bisher nur zwei Fünftel des Haushaltes der früheren 
preußiſchen Provinz Weſtpreußen betragen. Die Wojewodſchaft, die das Gebiet des 
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deutſchen Reiches in zwei Teile teile, müſſe wirtſchaftlich und politiſch beſonders gefeftigt 
daſtehen. In dieſer Hinſicht iſt die Schaffung Großpommerellens eine der Maß⸗ 
nahmen, die der Feſtigung der Stellung Polens an der Oſtſee 
zu dienen beſtimmt find. 

Die Ziehung der neuen Wojewodſchaftsgrenzen bedeutet alſo mehr als nur einen Akt 
innerpolitiſcher Verwaltungsreform. Sie ſoll durch die Zuteilung kongreßpolniſcher 
Landesteile das deutſche Geſicht Poſens und Pommerellens zum Verſchwinden bringen. 
Allerdings hat das zahlenmäßige Verhältnis des deutſchen zum 
polniſchen Wen ee Pommerellens durch die Aenderung der 
Verwaltungsgrenzen keine weſentliche Verſchiebung erfahren. Nach den (zu niedrigen) 
Angaben der Volkszählung von 1931 hat es im alten Wojewodſchaftsgebiet 105 400, in 
den bisher zu Poſen gehörenden Kreiſen 50 500 und in den kongreßpolniſchen Kreiſen 


Der Osten — anderthalb Jahrtausende germanischer Volksboden 


Während die Westgermanen, in ihren führenden Stämmen die eigentliche 
Kernzelle des deutschen Volkes, mehr das beharrende Element innerhalb der 
Germanen bilden und in ihrer Ausdehnung sich stets auf die schrittweise 
Angliederung von Grenzmarken beschränken, verkörpern die Nord- 
und Ostgermanen das weilausgreifende Element der Kolonisation weiter 
Räume durch die ganze germanische Frühgeschichte hindurch. Welle hinter Welle 
branden die Nordgermanen seit der Bronzezeit über die Ostsee nach Ostdeutschland 
und werden hier zu Ostgermanen, die nun eine erstmalige große Aufsiedlung 
des Ostraumes in Angriff nehmen. 

Schon um 1000 v. Zw. entwickelt sich in Pommern und Westpreußen ein 
Stammesgebiet, aus dem die Bastarnen entstehen, die um 500 v. Zw. von der 
unteren Oder bis zum Frischen Ha, von den Vorbergen der Sudeten bis zu den 
Karpathen und den Pripetsümpfen herrschen. Ihr Fortzug nach Südrußland führt 
sie in dem Raum zwischen Dnjepr und Donaumündung ans Schwarze Meer, wo sie 
als erste Germanen im Angesicht der Mittelmeerwelt erscheinen. 

Wenig später folgen ihnen aus Jütland, Südschweden und Norwegen mehrere 
Stämme, als die bedeutendsten die Wandalen, Burgunden und Rugier, 
die im Raume von Stettin bis Elbing und nach Süden bis an die Sudeten— 
Karpathen seßhaft werden, einander vielfach durchdringend und überschichtend. 
Sie bilden einen geschlossenen Block im ostdeutsch-polnischen Raum, während die 
ihnen stammverwandten Kimbern und Teutonen an ihrem Zug ins Ufer- 
lose zugrundegehen. 

Der um die Zeitwende erfolgte Uebergang der Goten und Gepiden nach 
der Weichselmündung, in deren Umgebung sie sich festsetzen, löst dann eine große 
Bewegung der osigermanischen Stämme aus, die in dem Uebergang der wanda- 
lischen Hasdingen nach Nordungarn und der Auswanderung der Goten und Gepiden 
nach Südrußland und Siebenbürgen gipfelt. 

Um 400 n. Zw. entsteht eine neue Bewegung, verursacht durch den Zusammen- 
bruch des südrussischen Gotenreiches. Teile der Rugier, Burgunden und Wandalen 
wandern ab, teils nach Südwesten, teils nach Süden (,„Rugiland“ in Oesterreich!). 

Aber starke ostgermanische Reste verharren in der alten Heimat, 
wo sie unter von Osten kommendem Zustrom von Goten erneut ersiarken. Nörd- 
lich der Warthe- Linie überwiegen Rugier und Goten, südlich davon Wandalen. 
Notwendige Arbeitskräfte. zur Landarbeit stellen von den Goten mit- 
oe brachte siawische Knechte. Die starke Vermehrung der letzteren und 

ischheiraten befördern den Vorgang des Absinkens der Ostgermanen in das 
Slawentum, das in den gotisch-wandalischen Nachkommen eine Adelsschicht erhält, 
deren Spuren sich bis ins Mittelalter an Personennamen, Wappenzeichen (Runen!), 
vor allem aber an Gegenständen der Sachkultur verfolgen lassen. 

Ergebnis: Seit dem ersten Jahrtausend vor unserer Zeitrechnung unter- 
liegt der Ostraum, vornehmlich der deutsche Osten und Polen, der Kolonisations- 
tätigkeit ostgermanischer Stämme. Auch die teilweise Abwanderung um 400 n. Zw. 
und das Einsickern der Slawen ändert hieran nichts, vielmehr verhilft wertvolles 
germanisches Blutserbe den Slawen zu kulturellem Fortschritt. Von 1000 v. Zw. 
bis ins 7. Jahrhundert n. Zw., d. h. mehr als 1500 Jahre, ist der 
Osten germanisch! 
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37 300 Deutſche gegeben, fo daß unter Berückſichtigung des Soldauer Berluſtes d as 
Deutſchtum in Großpommerellen 192 600 Seelen zählt, was einem 
Anteil an der Geſamtbevölkerung von 10,3 v. H. entſpricht. 


Das Deutſchtum, das in den kongreßpolniſchen, jetzt pommerelliſchen Kreiſen Rypin, 
Lipno, Leslau und Neſſau anſäſſig ift, ſtammt bereits aus der Zeit des alt⸗ 
polniſchen Staates. Vom Beginn des 18. Jahrhunderters an haben Deutſche 
zumeiſt aus dem Poſenſchen und dem unteren Weichſelgebiet in dieſe Gegend einzuwandern 
begonnen. Die bäuerliche deutſche Einwanderung, die ſich wellenförmig nach Oſten und 
bis in die Mitte des 19. Jahrhunderts nach Wolhynien fortſetzte, ift e in jüngerer 
Zweig der zweiten deutſchen Siedlungswelle, die von der Mitte des 
47. Jahrhunderks an die Weſtgrenzen Polens zu überfpülen begann. An der Weichſel 
zwiſchen der alten deutſch⸗ruſſiſchen Grenze und Warſchau gibt es Gebiete, bei deren 
Beſuch man glaubt, in eine deutſche Provinz verſchlagen zu fein. Dieſe deutſchen Weichſel⸗ 
kolonien des früheren Ruſſiſchpolen bilden mit denen in der alten Provinz Weſtpreußen 
ein zuſammenhängendes Ganzes. Freilich haben die deutſchen Koloniſten Kongreßpolens 
feit der flaatlichen Trennung kaum noch in Beziehung zu denen in Preußen geſtanden. 
Sie ſind im Reiche ſo ſehr in Vergeſſenheit geraten geweſen, daß ſie während des Welt⸗ 
krieges erſt wieder förmlich neu entdeckt werden mußten. Jetzt wird ein Teil dieſer 
Deutſchen, die, außer im Lodzer Induſtrierayon, gerade in den grenznahen Kreiſen des 


früheren Ruſſiſchpolen beſonders dicht fiedeln, mit dem ſtark gelichtefen Deutſchtum 


Poſens und Pommerellens durch die Neuziehung der weſtpolniſchen Wojewodſchaftsgrenzen 
wieder in engere Beziehung gebracht. Es wird ein nicht immer leichker Prozeß der 
Angleichung ſein, den die Deutſchen in Großpommerellen diesſeits und jenſeits der 
alten Staatsgrenze und Kulturſcheide werden durchmachen müſſen. Die Deutſchen in den 
bisher kongreßpolniſchen Kreiſen find in bezug auf ihren völkiſch-organiſatoriſchen Aufbau 
nach Lodz orientiert; ihr Schulweſen beruht auf einer ganz anderen Grundlage; kirchlich 
gehören fie der unter der Diktatur des Renegaten Burſche ſtehenden Evangeliſchen Kirche 
Augsburgiſchen Bekenntniſſes an; ihre Wirtſchaftsweiſe iſt von derjenigen der Deutſchen, 
die über ein Jahrhundert lang unter der erzieheriſchen Wirkung des Preußiſchen Staates 
geſtanden haben, verſchieden; uam. Auf der anderen Seite aber werden ſie für das 
ehemals preußiſche Deutſchtum als ein biologiſch fruchtbares und bodenverwurzeltes. 
zähes Koloniſtenelement, das ſeit Generationen gewöhnt iſt, im herrſchenden Staat nicht 
einen Helfer und Förderer des deutſchen Volkes, ſondern ein Machtmittel des volks⸗ 
politiſchen Gegners zu ſehen und trotzdem an ſeinem Volkstum feſtzuhalten, einen überaus 
wertvollen Zuwachs innerhalb der neuen gemeinſamen Verwaltungsgrenzen bedeuten. 


Oſtland⸗ Chronik 


Wieder ein deutſcher Wanderlehrer zu ſchläge für den häuslichen dent- 
Gefängnis verurteilt ſchen Sprachunterricht erteilt hat. 
Der deutſche Wanderlehrer Fried⸗ Korridortranſitzüge beſtohlen 

rich Gellert wurde am 25. April in Vor dem Bezirksgericht zu Stargard 

Zempelkowo im Kreiſe Zempelburg ſtand kürzlich eine mehrköpfige Die bes⸗ 

Pommerellen) verhaftet, bis zum nächſten bande, die in den Jahren 1936/37 

age feſtgehalten und dann dem Staroſten zahlreiche deutſche Korridor: 


des Kreiſes Zempelburg vorgeführt. Er 
wurde wegen „illegalen Deutſchunterrichts“ 
zu drei Monaten Gefängnis und 
zur Tragung der often des 
Verfahrens verurteilt. Der 
„illegale Deutſchunterricht“ hat, wie in 
allen Fällen, in denen mit dieſer Begrün⸗ 
dung deutſche Wanderlehrer verurteilt 
wurden, darin beſtanden, daß Gellert den 
Eltern deutſcher Kinder, die am Beſuch 
deutſcher Schulen verhindert werden, Ra f- 
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kranſitzüge beſtohlen hatte, vor 
Gericht. Die Diebe hatten aus den das 
polniſche Staatsgebiet paſſierenden deutſchen 
Züge Webwaren, kosmetiſche Artikel, Glüh⸗ 
birnen, Kolonialwaren und andere Güter 
geſtohlen und an Hauſierer weiterverkauft. 
Zwei Täter wurden jetzt zu 18 Monaten, 
zwei weitere zu 42 Monaten und ſieben 
weitere Perſonen wegen Diebſtahls, Hehle⸗ 
rei und Beihilfe bis zu 6 Monaten 
Gefängnis verurteilt. 


a 


8 deuffche Arbeiter entlaſſen 


Von der Falpahütte wurden zum 
1. Mai wieder 8 deutſche Arbeiter 
entlaſſen. Als Begründung mußte 
wieder die „Reorganiſation“ des Betriebes 
herhalten. Damit hat die Verwaltung der 
Hütte die Serie der Deutſchenentlaſſungen 
fortgeſetzt, mit der ſie im November v. J., 
alſo ausgerechnet nach der Veröffentlichung 
der deutſch⸗polniſchen Volksgruppen⸗Er⸗ 
klärung, begann. Eine wirtſchaftliche Be: 
gründung für die fortgeſetzten Entlaſſungen 
kann nicht angeführt werden. Denn die 
Hütte iſt ſo ſtark beſchäftigt wie ſchon ſeit 
vielen Jahren nicht mehr. Ihre Beleg⸗ 
ſchaft iſt von 1800 Mann im Jahre 1932 
auf etwa 3 000 Mann geſtiegen. Erſt in 
letzter Zeit ſind etwa 800 Arbeiter neu 
eingeſtellt worden. 


„Alle Hitlerowee erſchießen !“ 


In Rupfau (Kreis Rybnik) kam es 
am Vorabend des polniſchen Nationalfeier⸗ 
kages zu einer lärmenden deutſchfeindlichen 
Demonſtration. Mit lautem Geſchrei zogen 
einige betrunkene Polen durch die Straßen 
des Ortes. Sie machten in Drohrufen 
gegen die örtlichen Deutſchen ihrer national⸗ 
feiertäglichen Begeiſterung Luft und 
drohten, „alle Germaneg totzu⸗ 
ſchlagen“ und „alle Hitlerowcee 
zu erſchie ßen“. Beſonderen Lärm voll⸗ 
führten ſie vor dem Hauſe des Vertrauens⸗ 
mannes des Deutſchen Volksbundes, 
Matiejczyk. 


Die Arbeitsmarktklage in Danzig 


Im Jahre 1937 konnte die Zahl 
der Arbeitsloſen in der Freien 
Stadt Danzig, die Ende Januar 
1933, alſo einige Zeit vor der Machtüber⸗ 
nahme durch den Nationalſozialismus, 
40 726 betragen hatte, auf 2 636 geſenkt 
werden. Die Zahl erreichte damit im 
Auguſt 1937 einen Tiefſtand, wie er bis 
dahin ſeit dem Ende des Krieges noch 
niemals zu verzeichnen war. Hatte es ſich 
bis zum Jahre 1937 noch darum gehandelt, 
der durch die Wirren der Syſtemzeit ver⸗ 
ſchuldeten Maſſenarbeitsloſigkeit zu ſteuern, 
ſo machte ſich Mitte 1937, wie im 
Reiche, ſo auch in der Freien Stadt Danzig 
zum erſten Mal bereits ein Mangel 
an Arbeitskräften, beſonders an 
Facharbeitern verſchiedener Berufsgruppen 
bemerkbar. Der Aufſchwung der Danziger 
Metall, vor allem der We rft- 
induftrie machte es notwendig, nicht 
nur alle Metallarbeiter, die in der erſten 


Etappe des Kampfes gegen die Arbeits⸗ 
loſigkeit zunächſt einmal in den gerade ver⸗ 
fügbaren Arbeitsplätzen untergebracht 
worden waren, in der Metallinduſtrie zu 
konzentrieren, ſondern auch an die be⸗ 
ſchleunigte Fachausbildung neuer Kräfte 


heranzugehen. Beſondere Aufmerkſamkeit 
wurde der Heranbildung eines geſchulten 
Stammes von landwirtſchaft⸗ 


lichen Hilfs arbeitern gewidmet. 
Die Gelegenheitsarbeit, die manchen Ar⸗ 
beitsfähigen noch von der Annahme eines 
Dauerarbeitsplatzes fernhielt, wurde durch 
die Einführung einer Ausweiskarte 
für Gelegenheitsarbeiter perz 
mindert. Beſonders erfreulich war es, daß 
bereits 1936 und noch mehr 1937 auch die 
Nachfrage nachälteren Arbeits⸗ 
kräften zuſehends ſtieg. Die in das 
berufstätige Alter eintretende Jugend 
wurde, ſoweit möglich, in der Landwirt⸗ 
ſchaft untergebracht, wo ſie, je nach 
Wunſch und Eignung, zu gegebener Zeit, in 
andere Berufe zur Ausbildung überwieſen 
wurde. Vollen Erfolg hatten auch die 
Bemühungen des Danziger Arbeitsamtes 
um die Berufsſchulung unge⸗ 
lernter, angelernfer und ihres 
urſprünglichen Berufes ent- 
wöhnter männlicher und meib: 
licher Perſonen. Von beſonderer 
Bedeutung war es auch, daß Danziger 
Arbeitskräfte im Reiche unter⸗ 
gebracht werden konnten. Am 31. Dezember 
1937 befanden fih im Reiche 11911 Danzi⸗ 
ger Volksgenoſſen in Arbeit (gegenüber 7 382 
am 34. Dezember 1936). Der Charakter 
dieſer Arbeitsvermittlung ins Reich hatte 
ſich im Jahre 1937 gegenüber dem Vor⸗ 
jahre inſofern geänderk, als dieſe Ver⸗ 
mittlung urſprünglich eine ſozi⸗ 
ale Hilfe des Mutterlandes 
für Danzig darſtellte, dann aber ange⸗ 
ſichts des wachſenden Mangels an Arbeits- 
kräften im Reich mehr und mehr zu einer 
arbeitsmarktpolitiſchen Unterſtützung des 
Mutterlandes durch Danzig wurde. 


Kirchenpräſident D. Voß t 


Am 6. Mai ſtarb in Breslau an den 
Folgen einer Operation der Präſident 
der Unierten Evangeliſchen 
Kirche Oſtoberſchleſiens, D. Her— 
mann Voß⸗-Kattowitz, im Alter 
von 65 Jahren. D. Voß war nach einer 
mehrjährigen Amtstätigkeit in Wüſtegiers⸗ 
dorf, Liegnitz und Friedeberg ſeit 1904 in 
Oberſchleſien tätig, und zwar zunächſt als 
Paſtor in Kattowitz, von 1919 an als 
Superintendent in Pleß und ſeit 1923 als 
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Präſident der nach der Abtrennung Oſt⸗ 
oberfchlefieng gebildeten Unierten Evange⸗ 
liſchen Kirche. Im vergangenen Jahre 
wurde D. Voß auf Grund des perfaſſungs⸗ 
widrigen Geſetzes vom 15. Juli 1937 ge⸗ 
waltſam ſeines Amtes ent⸗ 


hoben und durch einen polniſchen Laien, 
den Rechtsanwalt Michejda, erſetzt. Trotz⸗ 
dem galt D. Voß nach wie vor als der 
rechtmäßige Präſident der von 
ihm faſt anderthalb Jahrzehnte geleiteten 
Kirche. 


Bücher über den Oſten 


„Die Kämpfe im Baltikum nach der zweiten 
Einnahme von Riga. 3. Band der „Dar⸗ 
ſtellungen aus den Nachkriegskämpfen deutſcher 
Truppen und Freikorps“. Im Auftrage des 
Meichskriegsminiſteriums bearbeitet und heraus⸗ 
gegeben von der Kriegsgeſchichtlichen 
Forſchun s anſtalt des Heeres. 
Verlag E. & Mittler u. Sohn, Berlin 1938. 
208 Seiten mit 7 Karten und Skizzen und 14 
Abbildungen auf Tafeln. — Der vorliegende 
Band bildet mit dem zweiten Band dieſer 
Schriftenreihe, der unter dem Titel „Der 
Feldzug im Baltikum bis zur zweiten Einnahme 
von Riga“ erſchienen iſt, eine Einheit. Seine 
Darftellung ſetzt dort ein, wo mit der Eroberung 
Rigas der Höhepunkt des deutſchen Baltikum⸗ 
umternehmens erreicht war und fih mit dem 
Vorſtoß der Baltiſchen Landeswehr und der 
formell der Regierung Needra unterſtellten 
reichsdeutſchen Formationen nach Wenden das 
Kriegsglück gegen die Deutſchen zu wenden und 
der Cinfag der Machtmittel der Entente die 
militäriſche Bewegungsfreiheit der deutſchen 
Truppen mehr und mehr zu lähmen begann. 
In allen militäriſchen Einzelheiten, unter der 
gebotenen Berückſichtigung der politiſchen Zu⸗ 
ſammenhänge, werden in dieſer durch ſoldatiſche 
Nüchternheit und Geradheit ausgezeichneten 
Darftellung die einzelnen Phaſen der Tragödie 
der deutſchen Truppen im Baltikum geſchildert: 
der Zuſammenſtoß bei Wenden und Groß-Roop 
mit den Eſten und den Truppen der Ulmanis 
Regierung, die Räumung Rigas, die hinter⸗ 
hältige Polit der Engländer, die Unent- 
ſchloſſenheit einer Reichsregierung ohne natio⸗ 
nales Rückgrat, die Unterftellung der reichs⸗ 
deutfchen Truppen und Freikorps unter die 
Befehlsgewalt der lebensunrähigen „Weſtruſſi⸗ 
ſchen Republik“, der neuerliche Vorſtoß nach 
Thorensberg, die Sperrung der reichsdeutſchen 
Hilfe, der ſtändige Kleinkrieg um die rück⸗ 
wärtigen Verbindungen mit lettiſchen und litau⸗ 
iſchen Banden und regulären Formationen, uff. 
Die militäriſchen Vorgänge ſind erſchöpfend 
geſchildert. Die politiſchen Ereigniſſe ſind, ſoweit 
notwendig, behandelt. In deren Bewertung 
ift die Darftellung zurückhaltend und vorſichtig, 
wo den Bearbeitern die Zuſammenhänge noch 
nicht reſtlos geklärt erſchienen. Die beſonderen 
pſychologiſchen Momente, die fih für die Kriegs⸗ 
führung im Baltikum z. B. aus dem Charakter 
der Freikorps ergaben, die weniger auf der un⸗ 
bedingten Gehorſamspflicht als auf der frei 
willigen Gefolgſchaftstreue der Mannſchaft 


212 


gegenüber der Perſon ihres Führers aufgebaut 
waren, werden in der Darſtellung klar und 
nüchtern abwägend herausgearbeitet. In der 
Beurteilung mancher Ereigniſſe militärischer, 
aber vor allem politiſcher Natur unterſcheidet 
fih die vorliegende Darſtellung verſtändlicher⸗ 
weiſe von manchen perſönlichen Erinnerungen, 
die von den damals unmittelbar beteiligten 
Führern des Baltikumunternehmens veröffent- 
licht worden find. Es ift intereſſant, dieſe Ver⸗ 
öffentlichungen zum Vergleich heranzuziehen. 
Eine kurze Sonderdarſtellung haben in einem 
Anhang die Kämpfe des deutſchen Grenzſchutzes 
in Litauen von Ende Februar bis Anfang Sep⸗ 
tember 1919 erfahren. Dr. K 

Der Oſtſeeraum. Von Wulf Siewert. 
Heft 8 der Schriftenreihe „Macht und Erde“. 
Verlag B. G. Teubner, Leipzig⸗Berlin 1938. 
99 Seiten. Preis 1,80 RM. — Das mit 
9 Kartenſkizzen ausgeſtattete Heft gibt einen 
guten Ueberbli® über die Fragen des Oſtſee⸗ 
raumes. Die weſentlichen und großen Bu 
ſammenhänge werden klar herausgearbeitet. 
Nützlich wäre eine ſtärkere Hervorhebung der 
politiſchen Oſtſeeideologien geweſen, die ſeit dem 
Weltkriege von den verſchiedenen Anlieger⸗ 
ſtaaten dieſes Meeres herausgeftellt werden. 
Vor allem die polniſche, aber auch die litauiſche 
„Meeresideologie“ hätte einer kritiſchen Gids 
tung ihrer Argumente bedurft. Die gegen⸗ 
wärtige Stellung Danzigs hätte, namentlich im 
Hinblick auf Gdingen, eine ſcharfe Beleuchtung 
verdient. Im übrigen iſt die Schrift, die in den 
beiden erſten Kapiteln die geopolitiſchen, völki⸗ 
ſchen und kulturellen Grundlagen des Oſtſee⸗ 
raumes, in einer geſchichtlichen Ueberſicht das 
Ringen um die Sſtſeeherrſchaft und in drei 
weiteren Abſchnitten den Einfluß des Welt⸗ 
krieges auf den Oſtſeeraum, die Nachkriegs⸗ 
entwicklung und die gegenwärtige politiſch⸗ 
ſtrategiſche Lage in dieſem Raum behandelt, 
recht brauchbar. Dr K. 

Paſſion im Oſten. Von Max Wede⸗ 
meyer. Agentur des Rauhen Hauſes GmbH., 
Hamburg 1938. 104 Seiten. Preis Leinen 
2,80 RM. — Wedemeyer erzählt das Schick 
ſal eines deutſch⸗baltiſchen Paſtors während der 
Bolſchewiſtenherrſchaft in Riga. Die ungebeugte 
ſeeliſche Kraft, die das baltiſche Deutſchtum. 
auch dort, wo es nicht kämpfend an der Front 
ſtehen konnte, unter dem Terror der Bolſche⸗ 
wiſten bewies, iſt in der Geſtalt dieſes Paſtors 
verkörpert, der die Kraft, die ihm der Glaube 


an Gott und an Deutſchland gab, feinen Lei- 
densgenoſſen mitteilte und noch im Sterben 


ſeine Mörder beſiegte. Dr. K 
Der Berg der Rebellen. Von Kurt 
Eggers. Schwarzhäupter-Verlag, Leipzig 


Berlin 1937. 272 eiten. Preis Leinen 
4,.— RM. — Es ift ein Stück Nachkriegs⸗ 
geſchichte, das Kurt Eggers in dieſem Buche 
dichteriſch nachgezeichnet hat. Im Mittelpunkt 
der Handlung ſteht die Kameradengruppe des 
Leutnants Maßmann, die inmitten des deutſchen 
Zuſammenbruches, ſtändig vom Argwohn der 
Nobemberrepublik belauert und notdürftig in 
bürgerlichen Berufen untergebracht, auf den 
Augenblick des neuen Einſatzes für Deutſch⸗ 
land wartet. Dieſer Augenblik iſt gekommen, 
als der Pole zum dritten Mal die Fackel des 
Aufruhrs über das gequälte deutſche Ober⸗ 
ſchleſien ſchwingt. Der Sturm auf den Anna- 
ber, den Kurt Eggers in enger Anlehnung an 
die tatſächlichen Ereigniſſe des 24. Mai 1921 
ſchildert, bildet den Höhepunkt des von ſtarker 
Sun! erfüllten Buches. Das Freikorps 
„Schwarze Garde“ und die Geſtalten des Leut⸗ 
nants Maßmann und ſeiner Freunde ſind zwar 
dichteriſche Erfindung, der Hintergrund, auf 
dem ſich ihr Schickſal abſpielt, aber iſt die ge⸗ 
ſchichtliche Wirklichkeit der oberſchleſiſchen Not⸗ 
zeit, einer Wirklichkeit, die es mit ſich brachte, 
daß Männer, die für die Deutſcherhaltung 
Oberſchleſiens kämpften, von ihrer Regierung 
als Rebellen verfemt und preisgegeben wurden. 


r. K. 

Annabergſaga. Von Alfons Hayduk. 
Verlag „Der Oberſchleſier“, Oppeln 1938. 
32 Seiten. Preis geb. 1. — RM. — Die 


22 Gedichte dieſes einfach und geſchmackvoll 
ausgeſtatteten Bändchens beſingen den Anna⸗ 
berg, Oberſchleſiens heiligen Berg. Sie beſingen 
ihn als den Berg, der die Erinnerung an die 
germaniſche Vorzeit dieſes deutſchen Grenz⸗ 
landes bewahrt hat, der in die trüben und 
heiteren Tage der zu ſeinen Füßen wohnenden 
Menſchen hineinragt, der viel Blut um dieſes 
Land fließen ſah, den die deutſchen Freikorps im 
Ringen um die Grenze und um ein neues 
Deutſchland erſtürmten, und der heute mit 
Jugendburg und Ehrenmal zu einem Sinnbild 
des deutſchen Grenzkampfes wurde: „Und iſt 
Gefahr je im Verzuge, das Land der Oder 
hart in Not, dann dröhnt der Berg, und ſeine 
Hüter ſteigen erhobnen Schilds ins Morgen⸗ 
rot.“ Dr. K. 

Götter kämpfen. Ein Deutſchordensroman. 
Von Heinrich auer. Verlag Gräfe 
und Unzer, Königsberg Pr. 1936. 331 Seiten. 
— Es gibt Bücher, die in ihrer ganzen Anlage 
dadurch bedenklich erſcheinen, daß ſie gleichſam 
unter dem Schorf der Geſchichte des deutſchen 
Volkes nach Wunden ſuchen, in denen ſich mit 
Genuß herumſtochern läßt. Es muß leider ge⸗ 
ſagt werden, daß mit dem vorliegenden Roman 
auch Heinrich Bauer, von dem man ſonſt Beſſeres 
gewohnt iſt, einen Beitrag zu dieſer hiſtoriſchen 
Literatur geliefert hat. Heinrich Bauer 
iſt zwar nicht zu jener bewußten Verächtlich⸗ 
machung des Deutſchen Ordens gelangt, 


die die litauiſche Publiziſtik an dem Ro⸗ 
man des Grafen Kayſerlingk, „Monte der 
Rebell“, ſo lobenswert fand; aber die Frage 
nach einer deutſchen Rechtfertigung der 
Themenſtellung und Themenbehandlung wird 
ſich auch bei dem Bauerſchen Roman nur ſchwer 
beantworten laſſen. Daß im Namen der rö- 
miſchen Kirche in allen Ländern ungezählte 
Menſchen umgebracht und viele freiheitsliebende 
Völker unterdrückt worden find, ift eine ge- 
ſchichtliche Tatſache, die ſich nicht ableugnen 
läßt. Daß auch in Preußen (übrigens von 
beiden Seiten) hart und oft grauſam gekämpft 
worden iſt, iſt gleichfalls nicht zu beſtreiten. 
Wenn dieſe Frage aber, wie im vorliegenden 
Falle, in Romanform behandelt wird, dann 
kann der Verfaſſer ſich nicht auf die Schilde⸗ 
rung des Kampfes allein beſchränken, ohne dem 
ſiegenden, alſo dem deutſchen Teil Unrecht zu 
tun. Denn ſtärker als in einer ſachlich⸗nüch⸗ 
ternen geſchichtlichen Darſtellung tritt im Roman 
der Gedanke der ſittlichen, gefühlsmäßigen Wer⸗ 
tung der Gegner hervor. Nun iſt es aber ſo, 
daß bei dem Kampf zwiſchen Orden und 
Pruzzen für die letzteren die Rechtfertigung im 
Kampfe ſelber gelegen hat, da es um ihre 
Freiheit ging; dagegen hat für den Orden die 
ſittliche inb zugleich geſchichtliche) Rechtferti⸗ 
gung ſeines Handelns erſt in der ſpäteren Aus⸗ 
wirkung des Kampfes gelegen: in der Blüte, 
die er dem Lande geſchenkt und auch den 
Bewohnern mitgeteilt hat, die vorher ſeine 
Gegner waren. Indem Heinrich Bauer in 
ſeinem Roman dieſe Wirkung des Kampfes 


rl läßt, verzichtet er darauf, dem 


Deutſchen Orden die verdiente Rechtfertigung 
zuteil werden zu laſſen, und damit der Tragik des 
pruzziſchen Unterganges das verſöhnende Mo⸗ 
ment einer größeren Auferſtehung entgegenzu⸗ 
ſtellen. Und er überfieht auch noch ein Anderes: 
daß die „Freiheit“ geſchichtsloſer Stämme 
gegenüber der fruchtbaren Kraft eines ge⸗ 
ſchichtegeſtaltenden Volkes keine innere Exiſtenz⸗ 
berechtigung hat. Dr. K. 


Maria Walewſka. Ein Roman um Na⸗ 
poleons geheime Liebe. Von Octave Aubry. 
Aus dem Franzöſiſchen überſetzt von Erich 
Pochlatko. Franckhſche Verlagsbuchhandlung, 
Stuttgart 1937. 188 Seiten. Preis karton. 
3,30 RM., Leinen 4,30 RM. — Der franzö⸗ 
ſiſche Verfaſſer dieſes Romans beſitzt als 
Napoleon⸗Biograph einen Namen. Die Heldin 
des Romans, Gräfin Maria Walewſka, ſpielt 
noch heute in der polniſchen Kulturpropaganda 
eine für deren Pfychologie ſehr bezeichnende 
Rolle. Von 1807 an bis zum Sturze des Korſen 
war Maria Walewſka deffen Geliebte oder 
vielmehr die bevorzugteſte unter den Geliebten. 
Ihr Gatte, Graf Walewſka, wußte fein Ghid- 
ſal mit Würde zu tragen. Die polniſche 
Geſellſchaft umgab das Liebes verhältnis Maria 
Walewſkas zu Napoleon mit dem Glorienſchein 
eines patriotiſchen Opfers. Fürſt Joſeph 
Poniatowſki überreichte der Gräfin im Namen 
der Mitglieder der Proviſoriſchen Regierung, 
die ſich beim Zuſammenbruch Preußens in 
Warſchau gebildet hatte, eine Bittſchrift, in 
der dieſe angefleht wurde, den Wünſchen des 
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Kaiſers zu willfahren und, wie einſt Eſther, 
die fih dem Perſerkönig Ahasver preisgab, 
durch ihr Opfer ihre Nation vor dem Unter: 
Junge zu retten. Napoleon verfprad) Maria 
alewſka Polen als Staat wiederauferſtehen 
zu laſſen. Aber er war Staatsmann genug, 
um in ſeinem praktiſchen Handeln Politik und 
Liebe von einander zu trennen. Er ſpielte mit 
dem Gedanken, ſie nach ſeiner Scheidung von 
Joſephine, die ihm keinen Thronerben ſchenkte, 
zur Kaiſerin zu erheben. Aber es hätte wohl 
kaum der Ränke feines Miniſters Fouche be⸗ 
durft, um ihm die Vermählung mit einer Habs⸗ 
burgerin als politiſch richtiger und ſeinem Ehr⸗ 
0 entſprechender erſcheinen zu laſſen. Er 
chwor ihr, den Sohn, den ſie ihm ſchenkte, zum 
erſten König eines von ihm wiedererrichteten 
Polen zu machen. Aber das Schickſal erſparte 
es ihm, ſich an die Einhaltung dieſes Schwures 
erinnern laſſen zu müſſen. Die Hoffnungen, 
die der polniihe Adel auf Maria Walewſka 
gelegt hatte, erfüllten ſich nicht. Was der 
del dem Korſen nicht abzutrotzen wußte, ver⸗ 
mochte die Gräfin von ihrem Geliebten auch 
nicht zu erſchmeicheln. Sie war für ihn Er⸗ 
holung und Freude und eine Frau, der er 
innerlich näher ſtand; ihm aber eine beffere 
Meinung von den polniſchen Mä nnern beiz 
zubringen, war ſie offenbar nicht geeignet. 
Aubry verſteht es in ſeinem Roman, das Ver⸗ 
hältnis Napoleons zu Maria Walewſka mit 
ewinnender Wärme zu ſchildern und einen 
Einblick in die Intrigen und Widerwärtigkeiten 
zu geben, die das Erſcheinen der polniſchen 
Gräfin in der Pariſer Hofgeſellſchaft N 
TR. 


Deutſcher Geiſt — deutſcher Oſten. Zehn 
Reden von Iofef Nadler. Verlag R 
Oldenbourg, München⸗Berlin 1937. 223 Seiten. 
Preis 5,50 RM. — Das Thema der zehn 
Reden des bekannten ſüddeutſchen Literar⸗ 
hiſtorikers bilden die geiſtig geftaltenden Kräfte 
des deutſchen Oſtens. Grillparzer, Hamann, 
Herder, Kant, Kleift, Abraham a Santa Clara, 
Leibniz find es neben Goethe, die als Re 
präſentanten des oſtdeutſchen Geiſteslebens in 
den Rahmen ihrer geſamtdeutſchen Bedeutung 
hineingeſtellt, und in den IImbrüchen des 
Denkens, die ſie ausgelöſt haben, dargeſtellt 
werden. Von Oeſterreich nach Niederſachſen, 
von Königsberg nach Zürich, von Weimar nach 
Wien, quer über den gefamtdeutfhen Raum 
werden die Spannungen und Zuſammenhänge, 
unter denen dieſe ſchöpferiſchen Geſtalten des 
deutſchen Geiſteslebens geſtanden e ver⸗ 


folgt. r. K 


Gaben des Glückes. Aus dem Buch meines 
Lebens. Von V. A. Koskennie mi. Aus 
dem Finniſchen überſetzt von Rita Oehquiſt. 
Verlag Albert Langen — Georg Müller, 
Munchen 1938. 165 Seiten. Preis 3,50 RM. 
— Koskenniemi ift einer der bekannteſten 


finniſchen Dichter und als Dichter ein Lehrer, 
Erzieher und Vorkämpfer ſeines Volkes, das im 
äußerſten Nordoſten Europas auf der Wacht 
gegen die zerſtörenden Kräfte Aſiens ſteht. In 
dem vorliegenden Buch erzählt er von ſeiner 
Jugend. Gedankenreich und humorvoll weiß er 
von ſeinen früheſten Kindheitserinnerungen zu 
erzählen. Ueber Dinge, Ereigniſſe und Menſchen, 
die das aufgeſchloſſene Gemüt des Knaben 
bewegt und, oft erft ſpäter bewußt, wegweiſend 
auf ſein Leben eingewirkt haben, wird in durch⸗ 
aus perſönlicher Sar und doch allgemein⸗ 
gültig berichtet. Oft ſpielt ſchon in das Leben 
des Schülers der Kampf um die Freiheit 
Finnlands hinein und ſtellt damit die Geſchichte 
dieſer Jugend in den Rahmen eines größeren 
Geſchehens in das der Erzähler als Dichter 
mitgeſtaltend hineingewachſen iſt. Hin und 
wieder klingt auch des Verfaſſers Einſtellung 
zu Deutſchland an, zu dem er nicht lange na 
dem Kriege in einem in Deutſchland ſelbſt viel 
u wenig bekannten Gedicht „Die Wacht am 
hein“ ein ergreifendes Bekenntnis abgelegt 
at: „. . Doch Deutſchlands Gonne ift der 
Meuſchheit Sonne und Deutſchlands Nacht 
die Nacht der Menſchlichkeit“. Dr. K. 
Schleſiſcher Totentanz. Erzählungen von 
Auguſt Scholtis. Schwarzhäupter Ver⸗ 
lag, Leipzig 1938. 120 Seiten. — Es find 
ſieben kleine Erzählungen aus dem Hult⸗ 
ſchiner Ländchen, die Scholtis in dieſem Bänd⸗ 
chen vereinigt hat. Drei von ihnen ſind von 
den Zeitſchriften „Die neue Linie“ und „Schle⸗ 
ſiſche Monatshefte“ mit Preiſen ausgezeichnet 
worden. Scholtis verſteht es, die einfachen 
Menſchen ſeiner Hultſchiner Heimat zu ſchil⸗ 
dern. Es ſind Menſchen, deren ſchlichtes Denken 
ſich an den politiſchen Umwälzungen der Nach⸗ 
kriegszeit ſtößt, deren Heimattreue ſich in den 
ſtillen Tälern des Oppalandes ebenſo wie in 
der Fremde, wohin alljährlich Tauſende von 
ihnen als Saiſonarbeiter ziehen, bewährt, deren 
deutſcher Stolz ſich in der einfachen Würde er⸗ 
weiſt, mit der die Bewohner eines Dorfes das 
Andenken eines für Deutſchland Gefallenen 
ehren, oder deren ſicherer Sinn für Gerechtigkeit 
ſeinen Ausdruck in abergläubiſchen Erſchei⸗ 
nungen findet, die der Meineid eines Dorf⸗ 
genoſſen hervorruft. Die Erzählungen zeigen, 
wie ſehr noch in Scholtis ſelber die guten und 
böſen Geiſter ſeines Heimatdorfes und die trieb⸗ 
haften Bindungen des bäuerlichen Denkens 
fortleben. Dr. K. 
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